


Der VW-Tronsporter ist in seinen 
Abmessungen ein Personenwagen: nur 
4,28 m long. 1,75 m breit. 1,92 m hoch. 

Trotzdem ist er ein lastwagen. Mit 
einer Tonne Nutzlast. Und 4,8 cbm 
laderaum. 

Aber die üblichen Verkehrszeichen 
für lastwagen gellen für ihn nicht. 

für lkw. 
über 2,S t 

Geht uns nichts an. 
Begrenzungen in der Höhe gelten 

für ihn nicht. Begrenzungen in der 
Breite gelten für ihn nicht. Begrenzun­
gen im Gewich t gelten für ihn nicht. 

Lastwagen-Oberholverbote gelten 
für ihn nicht. l astwagen-Parkverbote 
gellen für ihn .nicht. lastwagen-Fahr­
verbote gehen für ihn nicht. 

Er kann olso überall fohren, 
ein Personenwagen fohren 

wo 

kann. ""O;;~'"" 
Nur daß cr .. 
eine Tanne lodegut 
transportieren kann. 
Dos kann ein 
Personenwagen nicht. 
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Wer protestiert? --=~ 

Beinahe täglich lesen wir in der Zeitung, daß diese oder 
jene Gruppe gegen "die Notstandsgesetze" protestiert. 

Drei Wellen von Professoren-Protesten rollten über uns 
hinweg. Der Deutsche Industrie- und Handelstag hat sich 
geäußert. Die Gewerkschaften schrieben Briefe und ver­
faßten Resolutionen. Einige Studentenverbände lassen 
sich hören. In den verschiedensten Zeitungen erscheinen 
lange Artikel. Ist also die gesamte Bevölkerung gegen die 
Gesetze zur Vorsorge für den Fall eines Krieges? 
Es lohnt sich, genauer zu untersuchen, von wem eigentlich 
die meisten dieser Proteste ausgehen. Neuerdings gibt es 
ja Unterschriften, so daß man sich nicht durch die Firma 
verwirren zu lassen braucht, unter der die Resolutionen 
veröffentlicht werden. Solche Untersuchungen führen zu 
dem überraschenden Ergebnis, daß - abgesehen von den 
Gewerkschaften und von Interessentengruppen der Wirt­
schaft - immer wieder dieselben Namen auftauchen. Man 
findet sie als Verfasser von Aufsätzen, sie geben Inter­
views - und finden immer willige Journalisten, die sie 
interviewen - und sie tauchen auch in allen Unter­
schriftslisten auf. So einfach ist es also, den Anschein zu 
erwecken, als seien sich die verschiedensten Bevölkerungs­
gruppen in der Ablehnung aller dieser Gesetze einig. 
Ein ganz anderes Bild ergibt sich, wenn man selbst mit 
Vertretern verschiedener Berufsgruppen spricht. Trifft 
man etwa auf Kommunalpolitiker, so lautet die Frage, 
warum denn nicht endlich die notwendigen Rechtsgrund­
lagen für Notstandsfälle geschaffen würden. Spricht man 
mit Ärzten, so wird gefragt, ob die Regierung sich eigent­
lich der ungeheueren Zahl von Verletzten bewußt sei, mit 
der im Falle eines Krieges gerechnet werden müsse. Bei 
Pädagogen trifft man auf besonderes Interesse an der 
Nachbarschaftshilfe und an den Grundgedanken des 
Selbstschutzes. Arbeitnehmer fragen, warum eigentlich 
noch gar nichts für den Schutz am Arbeitsplatz vorbereitet 
sei. Und wie war noch das Ergebnis der Emnid-Umfrage 
aus dem vergangenen Jahr? über 80% traten dafür ein, 
daß der Staat Zivilschutzmaßnahmen vorbereiten sollte; 
60% bekannten sich dazu, selbst etwas beizutragen, und 
über 90% waren zur Nachbarschaftshilfe im Katastro­
phenfaI! bereit. 
Bestätigt wurden alle diese Ergebnisse erneut während 
der Zivilschutz tage in Bielefeld. Mit viel Interesse, Ver­
ständnis und persönlicher Einsatzbereitschaft beteiligte 
sich eine große Zahl von Bürgern aus der Stadt und der 
Umgebung. Es wurden gute Vorführungen und einleuch­
tende Ausstellungen gezeigt. Und man sah es den Mit­
wirkenden an, wie sehr sie bei der Sache waren. 
Nach alledem scheint also ein grobes Mißverständnis zwi­
schen der Lautstärke der Proteste gegen die Notstands­
gesetze und der Zahl derjenigen zu bestehen, die tatsäch­
lich gegen Vorbereitungen für den Schutz der Bevölke­
rung im Falle eines Krieges sind. Es wäre gut, wenn sich 
die Protestierenden und ihre Zuhörer und Leser dessen 
bewußt würden. 



Von Martln Krüger 



Zur Vorbereitung einer Zivilvertei­
digung auf alle denkbaren Formen 

von Katastrophen gehört als logischer 
Bestandteil die nüchterne· und sachliche 
überlegung des eventuell zu erwarten­
den Kriegsbildes. Erst von dieser Grund­
lage aus lassen sich vernünftige und 
zweckmäßige Maßnahmen planen, vor­
bereiten, üben und im äußersten Falle 
auch ausführen. 
Die überlegung über das moderne 
Kriegsbild muß Ausgangspunkt sein für 
die Aufklärung: und Ausbildung der 
Zivilbevölkerung und die Kräfte der 
Zivilverteidigung. Ohne die Berücksich­
tigung dieses Ausgangspunktes wird 
zwangsläufig viel vergebliche, überflüs­
sige und oft falsche Arbeit geleistet wer­
den, viel Geld sinnlos vergeudet. 
Dabei kommt es besonders darauf an, 
daß sowohl die Helfer in der Zivilvertei­
digung als auch die Bevölkerung zu 
~inem sachlich klaren Bild gelangen, 

Grundlage einer wirksamen 
Zivilverteidigung 

ohne Unter- oder übertreibung. Gerade 
sie sind aber heute in bedenklichem Aus­
maße verbreitet. Dies könnte in einem 
Ernstfall für Millionen Menschen lebens­
gefährlich werden. 
Kritiker und Gleichgültige neigen zur 
"Schwarzmalerei", um ihren ablehnen­
den Standpunkt zu begründen. Manche 
Befürworter einer Zivilverteidigung 
sehen die Probleme gerne ein wenig 
durch die "rosarote Brille", um sich da­
mit eine - nur scheinbar - leichtere 
Position bei der Aufklärung und Aus­
bildung zu verschaffen. 
Es soll hier nur insoweit ein Kriegsbild 
entworfen werden, als es für die Zivil­
verteidigung notwendig ist. Fragen der 
militärischen Verteidigung gehören nicht 
in diese Betrach tung. Es werden also 
vorwiegend - nicht ausschließlich -
Probleme des Luftkrieges zur Sprache 
kommen. 
Als Unterlagen der vorliegenden Be-

trachtung sind ausschließlich offizielle 
und allgemein zugängliche Veröffent­
lichungen des In- und Auslandes benutzt 
worden. 

Der Wert der Erfahrungen 
Erfahrungen des letzten Krieges sind 
auch heute noch grundlegend wichtig 
und zutreffend, wenn es um die Frage 
nach dem Sinn der Rettung von Men­
schenleben und Sachwerten geht. 
Sie treffen allgemein auch dann noch zu, 
wenn es um die Einzelrnaßnahmen der 
Laienhilfe, Rettung und Brandbekämp­
fung geht. Für sie ist es zunächst gleich­
gültig, ob z. B. ein Brand durch Brand­
bombenabwurf oder den Hitzeblitz einer 
Kernwaffe entstanden ist. 
Die Erfahrungen des 2. Weltkrieges wer­
den aber in keiner Weise ausreichen, um 
das Bild des modernen Krieges in sei­
nem ganzen Ausmaß sowie der Intensität 
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des Grauens und der Vernichtung zu er­
fassen. Dies zu begründen, genügt allein 
schon ein Blick auf die WaITenentwick­
lung seit dem letzten Kriege. Die folgen­
den Beispiele, die nicht den Anspruch 
auf Vollständigkeit erheben, waren 1945 
noch gar nicht oder gerade erst im An­
fangsstadium ihrer technischen Entwick­
lung vorhanden: 

Kernwaffen, die eine bis zu 15fache 
Sprengkraft in einer Bombe gegenüber 
allen während des 2. Weltkrieges auf das 
Deutsche Reich abgeworfenen Spreng­
und Brandbomben haben. 

Ra keten mit mehrfacher Schallgeschwin­
digkeit, die als Träger nuklearer Spreng­
köpfe mit interkontinentalen Reichwei­
ten dienen, und praktisch jeden Punkt 
der Erde erreichen können. 

Uberschallftugzeuge mit 1-3 mach im 
Tiefstflug oder sehr großen Höhen (über 
20 000 m), z. B. die a merikanische A 11. 
Ihre Eindringtiefen sind durch Beta nken 
in der Luft praktisch unbegrenzt. 

Satelliten, die heute bereits mit höchster 
Präzision bis in den Bereich des Welt­
raumes wie selbstverständlich ihre Bah­
nen ziehen. Sie können z. B. Beobachtun­
gen und Aufnahmen von größter Ge­
nauigkeit von jedem beliebigen Punkt 
der Erde liefern. Es ist durchaus denk­
bar, daß sie auch als Waffenträger ge­
nutzt werden können. Aber allein als 
Beobachtungssatelliten besitzen sie be­
reits einen entscheidenden militärischen 
'Wert. 

Laser. ein höchst wirksames und viel­
sei tiges Verfahren der Energienutzung 
(Licht). Seine technischen Möglichkei­
ten - damit auch die Anwendung als 
Waffensys tem - sind bei weitem noch 
nicht erforscht oder schon zu über­
schauen. 

Eine wesentliche Einsicht hat der 
2. Weltkrieg allerdings erbracht. Sie ist 
auch heute noch grundlegend. Die Terror­
angriffe riesiger Bombergeschwader ha­
ben auf beiden Seiten, trotz a llen enor­
men Aufwandes, großen Einsatzes und 
aller furchtbaren Opfer, in keiner Weise 
die in sie gesetzten Erwartungen erfüllt 
und erhofften Erfolge gebracht. 
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Der moderne Krieg 
und die Zivilverteidigung 
Flächenangriffe großer Bomberpulks 
von mehreren Dutzend oder vielen Hun­
dert Maschinen wird es nicht mehr 
geben. 
Dicht fliegende und an Zahl große 
Bomberpulks sind durch die modernen 
leistungsfähigen Ortungsmittel (Radar) 
viel zu leicht und vor allem zu früh­
zeitig auszumachen. Gleichfalls werden 
sie durch die heutigen Abwehrwaffen 

Flarakete, radargesteuertes Fla­
geschütz - viel zu verwundbar. 
Derartige Bomberpulks sind zu un­
beweglich und schwerfällig in ihren 
Kursbewegungen. 
Die Gesamtzahl strategischer Bomber ist 
auf beiden Seiten, gemessen an den 
Zahlen des 2. Weltkrieges, gering. Es 
sind heute jeweils weniger als 1000 Ma­
schinen. Auf östlicher Seite sind es be­
sonders wenige. Diese Einschränkung 
ergibt sich bereits zwingend aus den 
enormen Kosten je Maschine. So kann 
es sich heute keine Luitmacl1t leisten, 
große Zahlen von Maschinen auf ein 
Ziel anzusetzen. 
Tragkraft, Geschwindigkeit und Ein­
dringtiefe moderner Kampfflugzeuge 
machen außerdem eine Bombermassie­
rung auf ein Ziel unnötig. 
Unsere persönlichen Beobachtungen 
übender Militärmaschinen zeigen, daß 
einzeln, in Zweier-Rotte oder Vierer­
Schwarm geflogen wird. Flüge ge­
schlossener großer Verbände sieht man 
höchst selten oder gar nicht. 
Der Einsatz kleinster Formationen wird 
daher die zu erwartende Angriffsart 
sein. Einzelflug, Rotte oder Schwarm 
bieten die Möglichkeit : a) der Zersplit­
terung der gegnerischen Abwehr - b) 
des Unterfliegens der Radarüberwachung 
im Tiefstflug - c) einer Verringerung 
der Waffenwirkung der Abwehrwaf­
fen - d) von unentdeckten Einzelflügen 
in größten Höhen - e) daß tatsächlich 
ein Teil der angreifenden Waffenträger 
zum Zielraum durchdringt. 
Auch die Raketen sind - abgesehen von 
einigen Mehrfachwerfern als Gefechts­
feldwaffen, wie sie z. B. bei der Roten 
Armee vorhanden sind - nach Zahl, 

Kosten, Fe uergeschwindigkeit und er­
forderlicher Elektronik Einzelfeuerwaf­
fen. Sie eignen sich somit ebenfalls nicht 
zum Flächenangriff in der Art der 
Bomberpulks des 2. Weltkrieges. 
Um nun bei den zeitgemäßen Angriffs­
formen und der unvermeidlichen Streu­
ung der Raketen (um so erheblicher, je 
weiter der Flugweg) sowie der Behin­
derung durch Abwehrwaffen eine aus­
reichende Zerstörung am Ziel zu er­
reichen, muß die Sprengkraft der ein­
zelnen Waffe um ein Vielfaches gestei­
gert werden - das bedeutet: Einsatz 
von Kernwaffen. 
Ergänzend dazu besteht die Möglichkeit, 
den Sprengkopf in mehrere kleinere 
Sprengsätze kurz vor dem Einschlag zu 
zerlegen, um dadurch die Flächenwir­
kung zu erweitern. 
Hierzu folgende ergänzende Feststel­
lungen : 
Die modernen Waffensysteme im strate­
gischen Bereich s ind ihrer ganzen Ar t 
nach Kernwaffenträger. 
Die Truppen des Ostblocks - des ein­
zigen z. Z. denkbaren und möglichen 
Gegners - werden grundsätzlich zur 
Kampfführung unter atomaren Bedin­
gungen ausgebildet. Das gilt einschließ­
lich der Verbände der Nationalen Volks­
annee (NV A). Somit rechnet die Gegen­
seite im Kriegsfalle mit dem Einsatz von 
Kernwaffen. 
Die im mitteleuropäischen Raum ein­
satzbereiten NATO-Divisionen (24) sind 
zahlenmäßig denen des Ostblocks im 
gleichen Abschnitt (60 - davon allein 
20 sowjetische und 6 NVA-Divisionen in 
der SBZ) so unterlegen, daß ein Ab­
wehrerfolg nur bei einer erheblichen 
Feuerdichte zu erwarten ist. Das dürfte 
aber wohl nur bei Anwendung atomarer 
Gefechtsfeldwaffen zu erreichen sein. 
Ob ein möglicher Angreifer nun seiner­
seits mit dem Einsa tz eigener Kernwa f­
fen warten wird, bis ihm atomares Ab­
wehrfeuer entgegenschlägt, dürfte min­
destens sehr fraglich sein. Wahrschein­
lich würde er selbst den Angriff atomar 
einleiten. 
Ein Krieg im europäischen Raum wäre 
also, sofern er als offener Krieg aus­
brechen w ürde, aller Wahrscheinlichkeit 
nach ein Kernwaffenkrieg. 



Raketen 
- perfektionierte 
Zerstörungstechnik -
steben abschuDbereil 
in Osl und Wesl 

Auf diese Möglichkeit haben wir uns 
einzustellen. Dazu reichen unsere Er­
fahrungen des 2. Weltkrieges nicht aus! 
Angemessene Entschlüsse müssen gefaßt 
werden. 

Begrenzter 
oder totaler Atomkrieg? 
Versuchen wir nun eine Antwort zu 
finden auf die Frage: Würde der mög­
liche Atomkrieg ein totaler Atomkrieg 
werden? 
Der mögliche Gegner will aus seinem 
Angriff politischen, militärischen und 
wirtschaftlichen Gewinn ziehen. Es nutzt 
ihm keine total zerstörte Atomwüste. 
Bei den vorherrschenden mi tteleuro­
päischen Klimabedingungen würde sich 
ein östlicher Angreifer bei einem aus­
gedehnten totalenAtomschlag sehrleichl 
selber gefährden, besonders durch den 
radioaktiven Niederschlag. 
Um einem westlichen Vergeltungsschlag 
möglichst zu entgehen, müßte der öst­
liche erste Kernwaffeneinsatz gegen die 
amerikanischen ICBM-Absdlußbasen ge-

richtet werden. Keine Macht der Welt 
hat jedoch so viele Trägerwaffen, um 
alle entscheidenden Ziele Europas und 
Nordamerikas total vernichtend zu tref­
len. 
Die westlichen ICBM sind verbunkert, 
auf Atom-U-Boote verteilt oder als 
Bomben an Bord strategischer Bomber. 
Hinzu kommt eine im günstigen Falle 
25minutige Warnzeit für die USA. Es 
bestände also für einen Angreifer keine 
Aussicht, einem westlichen Vergeltungs­
schlag selbst im Falle eines plötzlichen 
und totalen AtomangrifIs zu entgehen. 
überlegungen von Fachleuten haben er­
geben, daß es in Europa kein strategi­
sches Ziel gibt, das den Einsatz von 
mehr als 500---800 kt-Waffen lohnen 
würde. Es taucht in diesem Zusammen­
hang ja auch das Problem der Kosten 
solcher Waffen auf. 
Immerhin sind die genannten kt-Werte 
noch das Fünfundzwanzig- bis Vierzig­
fame der Bomben von Hiroshima und 
Nagasaki! 
Ein totaler Atomkrieg ist also wenig 
wahrscheinlich. Es ist sicherlich nicllt 
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linkt: moderne Raketen.den (w. I. n. r.): .Ho.­
nest John-, .Hlk.- und .Corpor •• ", .ut fahr­
beren AblChuBrampen ... rtberetl Unten ..... : 
eine Stellung .Hlke Alu-; rech": eine ..... 
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unmöglich, daß ein in eine scheinbar aus­
weglose Situation gedrängter Angreifer 
im äußersten Falle nicht doch den gro­
ßen Atomschlag als "ultima ratio" an­
wenden würde. Daraus ergibt sim jedom 
ein politisdles und strategisdtes Pro­
blem, das nimt in den hier zu behan­
delnden Zusammenhang gehört. 

" Superbombe" ungeeignet? 
Im Falle einer kriegerischen Ausein­
andersetzung im mitteleuropäischen 
Raum ist aller Voraussicht nach mit 
einem sogenannten begrenzten Atom­
krieg zu rechnen. Das bedeutet den Ein­
satz taktischer Kernwaffen in der Kampf­
zone, im rückwärtigen Gebiet sowie im 
Bereich der Versorgungslinien. Die 
Grenze der taktismen Kernwaffen ist 
dabei nicht so sehr durch die Spreng­
kraft (kt), sondern vielmehr durch die 
Art und den Ort des Waffeneinsatzes be­
dingt. Es dürfte sich jedoch wohl um 
Waffen im kt-Bereich handeln. 
Kennzeichnend für diese Entwicklung ist 
das Bemühen der Atommächte, kleinere, 



handlichere, in den Wirkungen begrenzte 
und zu beherrschende Kernwaffen zu 
entwickeln. Sie sind billiger, daher in 
größerer Zahl herzustellen und leichter 
ins Ziel zu bringen. Durch Streuung 
mehrerer Waffen kann die Flächenwir­
kung bei gleichzeitig besdJ.ränkter Wir­
kungszeit und begrenztem Wirkungs­
raum erweitert werden. Das getroffene 
und verstrahlte Gebiet kann von der 
eigenen Truppe u. U. sofort nach der 
Detonation durchstoßen werden. Es kann 
von ihr zeitiger für längere Zeit betreten 
oder gar besetzt werden. 
Die "Superbombe" ist für eine derartige 
Kampfführung ungeeignet. Sie ist eher 
ein Druckmittel im Rahmen der psycho­
logischen Kriegslührung. Militärisdt ge­
hört sie allenfalls in den Bereich einer 
großräumigen Raketenabwehr. 
Auf diese Art des KernwafIeneinsat­
zes - den begrenzten Atomkrieg - ist 
die Vorbereitung in allen Bereichen der 
Zivilverteidigung vom Selbstschutz bis 
zu den geplanten Einheiten des Zivil­
schutzkorps, bei der Schutzraumplanung 
und Vorralshaltung usw. einzuridtten. 
Hierauf ist die Aufklärung und Ausbil­
dung der Zivilbevölkerung einzustellen. 
Die dargestellte mögliche Form des be­
grenzten Atomkrieges hat eine weitere 
damit verbundene Konsequenz (ür die 
Zivilverteidigung. 
Im Ernstfall werden die Truppen zum 
eigenen Schutz gegen Kernwaffen sehr 
verteilt, sehr eng verzahnt und zur 
schnellen Bildung von Schwerpunkten 
sowie deren Auflösung nach erfolgter 
Maßnahme sehr beweglich sein. Der 
moderne Krieg ist also Bewegungskrieg 
ohne starren Frontverlauf und mit 
schnell wechselnden Lagen vorzustellen. 
Daraus ergibt sich wiederum die Not­
wendigkeit, die Kräfte der Zivilverteidi­
gung auch in der Kampfzone zur Wah­
rung und Rettung von Menschenleben 
einzusetzen. Dies ist schon deswegen 
unvermeidlich, weil die Zivilbevölkerung 
im eigenen Interesse im Ernstfall zu 
Hause zu bleiben hat und nicht fliehen 
soll. Sie wird also unweigerlidt in der 
Kampfzone vom Gefechtsgesdtehen be­
troffen - muß also im Schadensfall ge­
rettet und versorgt werden. (IV. Genler 

Abkommen zum Schutz der Zivilbevöl­
kerung im Kriegsfalle von 1949.) 

B- und C-Kampfmillei 
nicht übersehen 
Nichts ist bisher über den Einsatz von 
B(bakteriologisdlen)- und C(chemisdlen)­
KampfmiUeln gesagt worden. In der 
Diskussion werden sie angesidlts der 
Kernwaffen leicht übersehen. Wenn sie 
im letzten Krieg audl nicht eingesetzt 
wurden bzw. noch nicht vorhanden 
waren, so besagt das nidtt, daß sie in 
einem zukünftigen Krieg nicht eIngesetzt 
werden würden. Ausbildung, Ausrüstung 
und Einsatzplanung sind auch auf diese 
besonders gefährlichen und heimtücki­
schen Kamplmittelarten einzustellen. Sie 
bieten einem Angreifer den Vorteil der 
AUSSchaltung der Bevölkerung und der 
Truppen des Gegners ohne materielle 
Zerstörung. 
Selbstversttindlich ist nidtt zu erwarten, 
daß in einem modernen Krieg ausschließ­
lich Kernwaffen eingesetzt würden, selbst 
in einem totalen Großkrieg nicht. Am 
Anfang, während des Kernwaffeneinsat­
zes und nach dem atomaren Sdtlag­
abtausch ist der ergänzende Einsatz 
konventioneller Waffen denkbar und 
wahrscheinlich. Vielleicht handelt es sidt 
audt um eine zeitliche, örtlich und in der 
Zielsetzung begrenzte Auseinanderset­
zung, bei der es nimt bzw. noch nicht 
zu der hier als wahrscheinlich an-

genommenen Form des begrenzten Atom­
krieges käme. Der Einsatz bliebe auf 
konventionelle Waffen beschränkt. Aber 
auch ihre Wirkung ist seit dem 2. Welt­
krieg erheblich gesteigert worden. Auf 
jeden Fall werden aber Ausbildung, 
Ausrüstung und Schutzmaßnahmen ge­
gen Kernwaffen bei Einsatz konventio­
neller Waffen wirksam sein. 

Der "verdeckte Kampf" 
Es ist nun sehr wohl denkbar, daß ein 
möglidter Angreifer angesidtts des Risi­
kos der eigenen Vernichtung, mindestens 
aber schwerster eigener Zerstörungen 
und Verluste vor einem offenen Krieg 
zurückschreckte. Dies ist nicht nur eine 
bestimmte gedankliche Konstruktion. Es 
ist vielmehr Grundlage unserer gegen­
wärtigen Sicherheit - auf jeden Fall 
wenigstens im europäisdlen Raum. Da­
bei sind lokale Auseinandersetzungen 
(Korea, Vietnam, Laos, Ungarn, Zypern 
usw.) nicht ausgeschlossen. Auf jeden 
Fall ist aber in dieser Situation das End­
ziel östlicher Politik, nämlich die Aus­
weitung des kommunistischen Madtt­
bereiches, nimt aufgegeben. Es wird z. Z. 
im wesentlichen mit politisdten Mitteln 
verfolgt. 
Dabei ist die Form des "verdeckten 
Kampfes" (v. K.) eine der denkbaren 
Möglimkciten. Sie wird auch tatsächlich 
schon mehrfach mit wechselndem Erfolg 
angewendet. Gegenwärtig können wir 



diese Kampfform in einem sehr fort­
geschrittenem Stadium in Vietnam be­
obachten. Es handelt sich beim "verdeck­
ten Kampf" um eine Stufe des "noch 
nicht heißen Krieges", der aber auch 
kein "kalter Krieg" mehr ist. Er wird 
auf der Seite des Angreifers noch nicht 
mit regulären Truppen geführt, um kei­
nen Anstoß zum offenen Krieg zu geben, 
ehe die innere Widerstandskraft des Ver­
teidigers untergraben und gebrochen ist. 
Im Verlauf des "verdeckten Kampfes" 
wird es u. a. auch zum Einsatz von Agen­
ten, Sabotagetrupps und schließlich auch 
von Banden im angegriffenen Lande 
kommen. Deren Aufgaben wären neben 
anderen die Beunruhigung der Bevölke­
rung, die Störung und Ausschaltung von 
Verkehrs-, Versorgungs- und Industrie­
anlagen, Hierbei ist auch ein Einsatz von 
bakteriologischen und sogar auch chemi­
schen Kampfmitteln möglich, 
Bei einem "verdeckten Kampf" ist zwar 
nicht mit Zerstörung und Verlusten un­
ter der Bevölkerung in den Ausmaßen 
eines Atomkrieges zu rechnen. Auf jeden 
Fall würde aber gerade die Zivilbevöl­
kerung das Ziel der Aktion sein, um ihre 
Widerstandskraft und ihr Vertrauen in 
die staatliche Ordnung zu zerstören. Sie 
wäre von den Auswirkungen des "ver­
deckten Kampfes" erheblich betroffen. 
Dabei sind u, U, örtlich erhebliche Ver­
wüstungen und Opfer zu erwarten. Man 
denke z. B. nur einmal an die Folgen der 
Zerstörung von Talsperren. 

In einem solchen Falle - einem inneren 
Notstand - ergäbe sich ein weites und 
wichtiges Aufgabengebiet für die Kräfte 
der Zivilverteidigung. Wichtig ist dabei 
schon die Vermeidung einer Panik der 
Bevölkerung. Denn diese könnte wieder 
die mit der Aktion angestrebte Voraus­
setzung des Gegners zur Auslösung des 
"heißen Krieges" sein. Auch bei dem Ein­
satz der Zivilverteidigung im "verdeck­
ten Kampf" ist mit Einwirkungen der 
"verdeckten Kämpfer" auf die Rettungs­
einheiten und Helfer zu rechnen, um die 
Bergungs- und Löscharbeiten im Scha­
densbereich zu unterbinden und die Wir­
kung der Aktion zu erweitern. 

Ergebnis und Folgerung 
1. Ein moderner Krieg in Mitteleuropa 
wäre wahrscheinlich ein Atomkrieg. 
2. Es würde sich vermutlich ein so­
genannter begrenzter Atomkrieg ent­
wickeln. Der totale atomare Großkrieg 
ist wenig wahrscheinlich, wenn auch 
nicht unmöglich. 
3. Dieser Krieg würde nicht mehr die 
Formen des Luftkrieges von 1939-1945 
annehmen. 
4. Selbstverständlich käme es auch zum 
Einsatz konventioneller Waffen, 
5. Der moderne Krieg wäre ein Be­
wegungskrieg, 
6. Je unwahrscheinlicher der "heiße 
Krieg" auf Grund der Steigerung der 

Vernichtungsgewalt moderner Waffen 
wird, um so mehr verstärkt sich die 
Möglichkeit des noch nicht heißen sog. 
"verdeckten Kampfes", 
7. Für alle oben genannten Formen eines 
modernen Krieges reichen die Erfahrun­
gen des 2. Weltkrieges in keiner Weise 
aus. 
8. Die Helfer und Einheiten der Zivil­
verteidigung müssen auf einen Einsatz 
a) unter atomaren Bedingungen, 
b) im Kampfzonenbereich, 
c) unter Bedingungen des "verdeckten 
Kampfes" 
ausgebildet und vorbereitet werden. Ihr 
Einsatz ist entsprechend zu planen und 
zu üben. 
Das gilt sowohl für den Selbstschutz als 
auch für den geplanten Zivilschutzdienst 
und das Zivilschutzkorps. 
9, Die Bevölkerung muß über diese 
Möglichkeiten aufgeklärt und unterrich­
tet werden. 
10. Wer die Konsequenzen aus den Mög­
lichkeiten eines modernen Krieges nicht 
ziehen will, anders plant, ausbildet und 
übt, vergeudet sinnlos Zeit und mate­
rielle Werte. Er handelt zumindest fahr­
lässig an seinen Mitmenschen, denen zu 
helfen alle aufgerufen sind. 

(Dieser Beitrag gibt die persönlichen Ansich­
ten des Verlassers wieder. Sie entsprechen 
nicht unbedingt den Aufiassungen der Re­
daktion oder des Herausgebers.) 
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In der Zeit vom 11. bis 16. Mai veran­
slallete die Stadt BieleCeld eine groß­

angelegte Werbungsaktion für den Ge­
danken des Zivilschutzes und für die 
Mitarbeit in den Reihen seiner HeUer­
schart. Die sogenannten "Zivilschutztage 
Bielefeld" boten in dieser Zeit wohl das 
umfangreichste Programm im Vergleich 
zu ähnlichen Aktionen, wie es zum Bei­
spiel die Selbstschutzwochen waren. In 
zwei Punkten unterschieden sich diese Zi­
vilschutztage von früheren Veranstaltun­
gen ä hnlidler Art jedoch ganz erheblicll. 
Erstens lag das Smwergewicht der Ak­
tion nicht nur auf dem Gebiet des Zivil­
schutzes im Verteidigungsfall, sondern 
aut dem SdlUlz des Bürgers in Kata­
strophen überhauptj zweitens war 
es eine geschlossene Demonstration 
aller freiwilligen Hilfsverbände, mit 
dem Ziel, den Bürger für die Mitarbeit 
zu werben. Folgende Organisationen 
waren beteiligt: Arbeiter-Samariter­
Bund, Bundeslultschutzverband, Deut­
sches Rotes Kreuz, Feuerwehr, Johan­
niter-Un!allhille, LuItschutzhiUsdienst, 
Malleser-HilIsdienst und Tedmisches 
Hilfswerk. Unterstützt wurde die Wer­
bung dieser Verbände durch die Bun­
deswehr, den Bundesgrenzschutz, die 
Polizei und private Unternehmen. 
Schwerpunkte der großen Werbeaktion 
waren die neue, erstmals gezeigte Aus­
stellung .. Unser Zivilschutz", Werbe­
rnaßnahmen für die Gewinnung von 
Angehörigen der .. Weißen Jahrgänge" 
sowie Werbemaßnahmen in Schulen 
und auf den Straßen und Plätzen der 
"Leinenstadt am Teutoburger Wald". 
Veranstalter war die Stadt Biele!eld, 
deren rühriger Oberstadtdirektor , Heinz 
Robert Kuhn, gleichzeitig Präsident des 
Bundesluftschutzverbandes ist. 
Bielefeld, auch das soll erwähnt sein, 
ist eine schöne, regsame und gastliche 
Industriestadt im Grünen. Es ist eine 
Kautmannsstadt, deren wertvolles Han­
deIsobjek t, das Leinen, den guten Ruf 
bis nach übersee begründete und ihren 
Namen zu einem Qualitätsbegriff mach­
te. Doch nicht nur Leinen, "das weiße 
Gold", wird hier hergestellt; die Biele­
felder Wirtschaft besitzt große Vielsei-
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tigkeit. Die ganze Stadt spiegelt den 
Gewerbe!leiß, die Zähigkeit und Gründ­
lichkeit des ravensbergischen Menschen 
wieder. 
Im Rahmen einer Festveranstaltung 
wurden die "Zivilschutztage Bielefeld" 
im Theater am Alten Markt unter gro­
ßer Beteiligung von Gästen aus Mini­
sterien und Behörden, Organisationen 
und anderen Ins titutionen eröffnet. 
Oberbürgermeister Hinnendahl wies in 
seiner Begrußungsansprache auf Sinn 
und Zweck der Aktion hin. Er sagte 
unter anderem: 
"Der Gedanke des Zivilschutzes ist in 
weiten Kreisen der Bevölkerung unpo­
pulär und weckt unangenehme Erinne­
rungen. Weitverbreitet ist auch die 
Meinung, daß die fürchterlichen Ver­
nichtungswaffen, deren ungeheuere Zer­
störungskraft wir nur ahnen, aber in 
ihren tatsächlichen Auswirkungen nicht 
kennen, alle Schutzmaßnahmen von 
vornherein zur Wirkungslosigkeit ver­
urteilen. Trotzdem muß es unsere Auf­
gabe sein, dieser Meinung entgegenzu­
wirken und liberlegte Maßnahmen im 
Zivilschutz zu treffen .... Die Ausstel­
lung hat den Sinn, aufzuzeigen, wie ge­
holfen werden kann, und daß zahlrei­
che Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
mit einer guten Ausbildung erforder­
lich sind, dieses Ziel zu erreichen." 
Regierungspräsident Ernst Graumann 
(Detmold), der die Grüße der Landes­
regierung und des Innenministers Weyer 
überbradlte, stellte in seinem Vor­
trag den ZiviJschutz als staatsbürgerli­
dle Aufgabe heraus. 
Einleitend gab er den Zuhörern eine 
Definition des Begriffes "Zivilschutz", 
der folgende Gebiete umfasse: Selbst­
schutz, Warn- und Alarmdienst, Luft­
schutzhilfsdienst (künftig Zivilschutz­
korps und Zivilschutzdienst), Schutz­
bau, Aufenthaltsregelung, Gesundheits­
wesen und Schutz von Kulturgut. 
Allein die Aufzählung dieser Aufgaben­
bereiche, so fuhr Regierungspräsident 
Graumann fort, mache es deutlich, auf 
welche extremen Situationen wir uns 
einzurichten haben. 

Rückblickend auf den zweiten Welt­
krieg mit seinen verheerenden Angrif­
fen auf deutsche Städte, würdigte der 
Regierungspräsident die Erfolge des da­
maligen Luftschutzes. Ohne dessen Wir­
ken die Verlus te unter der Bevölkerung 
zweifellos höher gewesen wären. 
An einen perfekten Schutz sei bei der 
verheerenden Wirkung moderner Waf­
fen im TrefTbereich nicht zu denken, 
aber man müsse an den viel größeren 
Bereich der mittelbaren Einwirkung in 
den Randgebieten denken, wo man mit 
sinnvoJlen Maßnahmen durdlaus in der 
Lage sei, Leben und Gesundheit vieler 
Menschen zu schützen. Die Realisierung 
dieser Maßnahmen sei zum großen Teil 
Aufgabe des Staates, jedoch enthebe sie 
nicht den einzelnen Staatsbürger seiner 
Verantwortung. 
Keine staatliche Maßnahme könne den 
Selbstschutz entbehr lidl machen. Es ge­
höre zur Würde des Menschen, gegen 
Gefahren und unheilvolle Situationen 
vorzubeugen. Die grundsätzliche Be­
deu tung der "Zivilschutztage Bielefeld u 

unterstrichen in Grußworten Ministe­
r ia lrat H. Kirchner als Vertreter des 
Bundesinnenministers Höcher l, Landes­
leiter Stolz vom Arbeiter-Samariter­
Bund, das Geschäftsführende Vorstands­
mitglied des Bundesluftschutzverban­
des, WolCgang Fritze, DRK-Landesge­
schä!tsftihrer Rupsch, Bezirksbrandmei­
ster Ulrich vom Verband der Freiwilli­
gen Feuerwehren Westfalen-Lippe, 
Graf zu Bentheim-Tecklenburg und 
Rheda ftir die Johanniter-UnfaUhille, 
Leopold Freiherr v. Fürstenberg als Lei­
ter des Malteser-Hillsdienstes im Bereich 
der Erzdiözese Paderbom und der Direk­
tor der Bundesanstalt Technisches 
Hil!swerk, Dipl.-Ing. Zielinski. Ober­
stadtdirektor Kuhn dankte a llen Orga­
nisationen ftir die vorzügliche Zusam­
menarbeit und führte aus, daß die Ar­
bei t des Zivilschutzes nur den Zweck 
habe, das Leben des Bürgers in Frieden 
und Freiheit zu schlitzen. Im Rahmen 
dieser Aufgabe habe auch die kommu-

Lultblld freigegeben durch Regierungsprisi. 
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nale Selbstverwalb.mg ihre Pflicht zu 
erfüllen. 
Mehrere Omnibusse brachten die Teil­
nehmer der Eröf'fnungsveranstaltung 
zum Ausstellungsgelände an der Rad­
rennbahn. Der Umfang des hier Gezeig­
ten übertraf wohl die kühnsten Erwar­
tungen der Besucher. Hier bot sich ih­
nen ein Einblick in die vielschichtigen 
Aufgaben des Katastrophen- und Zi­
vilschutzes. In Zelten a ller Größenord­
nungen und auf dem Freigelände war 
alles untergebracht, was man im Rah­
men der Offentlichkeitsarbeit den Be­
suchern vorstellen wollte, um ihnen den 
notwendigen überblick über das Thema 
Zivilschutz in seiner Gesamtheit zu ge­
ben. 
Bekanntlich ist zu diesem Zweck kein 
anderes Medium so geeignet wie eine 
Ausstellung. Sie kann gleichzeitig in­
formieren und repräsentieren. Auf ihr 
kann man die Fülle des Stoffes So un­
terteilen, daß sie den Besucher nicht 
verwirrt, sondern sich durch ihre klare 
Gliederung nachhaltig einprägt. 
Ausstellungen, insbesondere solche, die 
Anschauung mit Hilfe graphischer Ele­
mente vermitteln, müssen so gestaltet 
sein, daß die Besucher das Thema sozu­
sagen ablesen und in sich aufnehmen. 
Dies war in Bielefeld gelungen. 

Die Ausstellung 
Vor dem Eingang zur Ausstellung "Un­
ser Zivilschutz" stand aufgerichtet wie 
ein mahnender Finger eine der Bomben 
aus dem Weltkrieg. Jetzt noch 70 Zent­
ner schwer, wog sie einst im geladenen 
Zustand 5,4 t. Sie war vom Grund der 
Sorpetalsperre durch Spezialtrupps ge­
borgen worden. Jetzt stand sie inmitten 
von Zehn- , Zwei- und Einzentnerbom­
ben, die gegen das Superding wie Spiel­
zeug aussahen. 
Die Ausstellung war im Auftrag des 
Bundesluftschutzverbandes entstanden 
und bot sich dem Besucher in Form 
von Bildtafeln, Modellen, praktischen 
Schutz- und Rettungsgeräten dar. Schon 
nach wenigen Schritten fiel eines auf: 
Dies war niCht die Visitenkarte oder die 
Selbstdarstellung einer großen Behörde; 
dieser Versuchung hatte man gottlob 
widerstanden. Beim Durchwandern der 
Ausstellung spürte man, daß es um die 
Sache selbst ging, um die Darstellung 
des karitativen und humanitären Fun­
daments, auf dem sich der Zivilschutz 
gründet, und um die Hervorhebung des 
Gedankens, daß Selbsthilfe und gegen­
seitige Hilfe in Zeiten von Not und Ge­
fahr die soliden Voraussetzungen für 
Schadensmilderung und überleben sind. 
Hier bemühte man sich, Mißtrauen und 
Vorurteile gegen den Zivilschutz durch 
Logik zu überwinden, Unkenntnis und 
falsche Vorstellungen auf dem Gebiet 
der Waffentechnik und Waffenwirkung 
zu beseitigen, Schutzmöglichkeiten 
aufzuzeigen und durch sachliche Auf­
klärung die überzeugung von der Not­
wendigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirk­
samkeit des Zivilschutzes zu schaffen. 
Dabei helfen keine Phrasen, kein Ver­
such der Verniedlichung drohender Ge­
fahren, sondern nur Realitäten und das 
Herausstellen der Erkenntnis, daß die 
Grundlagen des Schutzes auf technisch­
wissenschaftlichem Gebiet und in einer 
umfassenden Vorsorge liegen. In sinn­
voller Folge reihte sich Bildtafel an Bild-

tafel, Groß foto an Großfoto, unter spar­
samster Verwendung von Text. Hier 
fand sich der Bürger in seinem Lebens­
bereich wieder, sah die Gefahren des 
Unfalls im Haus, an der Arbeitsstelle, 
im Verkehr und selbst im Urlaub. Eine 
weitere Reihe von Bildtafeln erinnerte 
ihn daran, daß zu jeder Zeit unvorher­
gesehen Katastrophen über ihn und sei­
ne Mitbürger hereinbrechen können, 
von denen die größte ein Krieg ist. Und 
schon sah sich der Beschauer riesigen 
Fotos gegenüber, die Bielefeld am Ende 
des vergangenen Krieges zeigten, eine 
Stadt der Trümmer. Daneben Luftauf­
nahmen von der zerstörten Stadt, Mu­
nitionsfunde, die letzte handgeschriebe­
ne Meldung der Flak-Batterien an der 
Sparrenburg, und dann die aufrüttelnde 
Mahnung: Im ersten Weltkrieg wurden 
5% der Zivilbevolkerung in Mitleiden­
schaft gezogen, im zweiten schon 50% , 

und als weitere Mahnung ein Bild 
von der Atombombenexplosion von Hi­
roshima. Wenn dann die Frage sozusa­
gen im Raume steht: Was tut der Staat, 
um uns vor solchem Unheil zu bewah­
ren, was tut er, um künftigen Katastro­
phen, ob 1m Krieg oder Frieden, entge­
genzutreten?, dann folgt eine Bildserie 
als Dokument der Friedens- und Ver­
handlungsbereitscbaft, aber auch der 
Vorsorge, falls trotz aller Bemühungen 
um Frieden die Bundesrepublik gegen 
den eigenen Willen in eine kriegerische 
Auseinandersetzung hineingezogen wer­
den sollte. Bilder aus der Lebensmittel­
und Medikamentenbevorratung, aus der 
Ausbildung des Luftschutz-Hilfsdien­
stes, aus dem Warn- und Alarmdienst 
geben Einblick in bereits vollzogene 
Maßnahmen. Dann erfährt der Besu­
cher, daß alles dies nur Stückwerk 
bleibt, wenn nicht der Selbstschutz der 
Bevölkerung zum eigentlichen Funda­
ment des Zivilschutzes wird. Wie dieser 
Selbstschutz aussehen soll, sieht er dann 
auf seinem weiteren Gang durch die 
Ausstellung. 
Ohne Zweifel, die modern und lebendig 
gestaltete Ausstellung versteht es, die 
Besucher zu fesseln, sie zu überzeugen 
oder mindestens zum Nachdenken anzu­
regen. 

Fahrzeuge und Ausrüstung 
In weiteren Zelten hatten die Besucher 
Gelegenheit, sich durch Tonbildschauen 
und Filme zu informieren. Doch das 
große Gelände vor der Radrennbahn 
bot noch mehr. Die Stadt präsentierte 
ihre modernen Unfallrettungswagen, 
Feuerwehr- und Zivilschutzfahrzeuge. 
Das Deutsche Rote Kreuz, die Johanni­
ter-Unfallhilfe, der Malteser-Hilfsdienst 
gaben in eigenen Zelten Einblick in 
ihre Tätigkeiten. 
Das THW zeigte neben Kraftfahrzeugen 
für technische Geräte auch Wasser­
aufbereitungsanlagen, Notbrückenstege, 
Boote und Fähren. Der überörtliche 
LSHD stellte seine Fahrzeuge und Ge­
räte vor. 
Auf dem großen Übungsgelände fanden 
täglich Vorführungen durch Einhei ten 
des Selbstschutzes und der übrigen Ver­
bände statt, in denen die immer wieder 
zahlreich versammelten Zuschauer 
einen Einblick in die Aufgaben der ver­
schiedenen Organisationen bekamen. 
Alle Vorführungen wurden über Laut­
sprecher kommentiert. Staunend über-

zeugten sich die Zuschauer von der Ein­
satzwirkung der Zivilschutzgeräte. 
Auch Privatunternehmen beteiligten 
sich an den Demonstrationen. So fand 
auch diesmal wieder die Vorführung des 
Mehrzweckfahrzeuges "Kraka" das be­
sondere Interesse eines fachkundigen 
Publikums. 
Der Andrang der Besucher steigerte 
sich von Tag zu Tag und fand seinen 
Höhepunkt am Sonntag, als nicht weni­
ger als 15000 Besucher gezählt werden 
konnten. An diesem Tag wurden die 
Zivilschutztage mit einer Großübung 
beschlossen. 
Schon am Samstagmittag fuhren etwa 
100 Kraftfahrzeuge der Hilfszugstaffel 
IV des DRK mit 500 Helferinnen und 
Helfern durch die Stadt in Richtung 
Ausstellungsgelände, wo der Bevölke­
rung Fahrzeuge und Geräte gezeigt 
wurden. 
Unter der Annahme einer Überschwem­
mungskatastrophe lief dann bis zum 
Sonntag die große übung. Trinkwasser­
und Stromversorgung mußte gesichert 
werden, eine Lazaretteinheit baute Zel­
te mit 60 Betten auf, ein Operationszelt 
entstand, 6 Arzte und viele Helterinnen 
übernahmen Versorgung und Betreuung 
der "Kranken und Verletzten". Feldkü­
chen sorgten für die Verptlegung. 

Reibungslose Organisation 
Die präzise ablaufenden Aktionen der 
Staffel erweckten bei den Zuschauern 
den Eindruck eines echten Einsatzes. 
Vor al1em die Helfer des Strahlenschutz­
zuges in ihren gelben Anzügen und 
weißen Gummistiefeln erregten Auf­
merksamkeit. Bekanntlich werden diese 
auch bei Unfällen mit der in der In­
dustrie immer häufiger angewandten 
Kernenergie eingesetzt. 
Während der großen Abschlußübung 
rollte alles das noch einmal ab, was die 
teilnehmenden Organisationen an den 
vorhergehenden Tagen an Hilfeleistun­
gen vorgeführt hatten, um gefährdetes 
Leben zu retten und zu schützen. 
Auch jetzt waren es wieder die Hub­
schrauber-Einsätze, die großes Interesse 
fanden. Ein Arzt wurde aus der Luft 
abgesetzt, dann folg ten auf demselben 
Weg Medikamente, Verletzte wurden 
aus unwegsamem Gelände abtranspor­
tiert. 
Presse, Rundfunk und Fernsehen nah­
men regen Anteil an dem Geschehen 
und unterstützten die Aktionen durch 
objektive Berichterstattung. 
Die Vorträge, die sich mit den Themen 
"Industrie und Zivilverteidigung", ge­
halten von E. Kohnert, BDI, sowie 
"Schutzbaugesetz und Bauplanung", ge­
halten von Dipl.-Ing. Klingmüller, BzB, 
befaßten, fanden eine sehr interessierte 
Zuhörerschaft. 
Während der Zivilschutztage meldeten 
sich 400 Freiwillige zur Mitarbeit. Das 
DRK konnte 150 Blutspender verzeich­
nen. Die Zahl der Besucher belief sich 
auf 25 000. 
In. seiner Schlußansprache bedankte sich 
der Präsident des BLSV, Oberstadtdi­
rektor H. R. Kuhn, bei allen Mitwirken­
den, die zum Gelingen der Zivilschutz­
tage in Bielefeld beigetragen hatten. 
Die Zivilschutztage sind vorüber, doch 
weiterhin gilt ihr Motto: "Wer Hilfe 
erwartet, muß selbst zum Helfen bereit 
sein." 
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Zivilschutzwoche 
in einer 

Schweizer Sektion 

Von Herbert Alboth, Bern 

Schicksalsgemeinschaft 
in der Katastrophe 
Die Sektion Thun des Schweizerischen 

Bundes für Zivilschutz, unterstützt 
von den Behörden, den ZivilschutzsteI­
len, dem Schweizerischen Bund und 
dem Bundesamt für Zivilschutz im Eid­
genössischen Justiz- und Polizeidepar­
ternent, führte vom 27. März bis 4. April 
in Thun und in sechs benachbarten Ge­
meinden eine Zivilschutzwoche durch, 
die zu einem großen Erfolg wurde. Mit 
verhältnismäßig geringen finanziellen 
Mitteln wurde eine Welle nachhaltiger 
ZivilschutzaufkJärung ausgelöst. 
Bemerkenswert war die Unterstützung 
durch die Presse, die mit zahlreichen 
Artikeln und sogar mit Sonderseiten 
zwei Wochen lang über die Großveran­
staltung und die einzelnen Punkte be­
richtete. Sie nahm auch über die Be­
richterstattung hinaus positiv zum Zi­
vilschutz Stellung, ohne Anzeigen zu 
erhalten, denn hierfür waren keine Mit-

'ben : Eln .. tz der Kriegsfeuerwehren. 
le lösten die Hau.wehren ab und 
iad'lten In kurzer Zelt einen Gro6bund. 
orher war der Aulbeu dieser Organl­
Ilion erläutert worden. Rechts : Bel den 
aUlwehren von Thun wirkten auch 
rauen mit. 

tel vorhanden. Es war eben das staats­
bürgerliche Bewußtsein der Redakteure, 
die größtmögliche Unterstützung einer 
solchen der Gemeinschaft dienenden 
Aktion als selbstverständlich zu be­
trachten. 
Besonders erfreulich war auch die Be­
teiligung der Geschäftswelt, die 150 
Schaufenster in Thun und den umlie­
genden Gemeinden der ZiviJschutzauf­
klärung zur Verfügung stellte. Es hätten 
viel mehr Schaufenster sein können, 
aber das Ausstellungsmaterial war be­
grenzt. In den Kinos der Stadt warben 
vorbereitend Dias für dieVeransta ltung, 
und während der ZS-Woche selbst wur­
den im Vorprogramm - unentgeltlich 
für rue Veranstalter - Kurzfilme über 
den Zivilschutz gezeigt. In Thun und 
den Gemeinden standen Zivilschutzein­
richtungen, wie Kommandoposten, Sa­
nitätshilfsstcllen und Obdachlosensam-

melposten, der Besichtigung durdl die 
Bevölkerung offen. Ein einheitliches 
Zeichen auf rotem Leuchtfarbenpapier 
mit dem Molto "Wir schützen uns und 
unser Haus" klebte in einer großen 
Auflage an allen Schaufenstern und 
Anschlagflächen. 
In der Stadt und in der Umgebung 
wurden in dieser Woche sieben Vor­
tragsveranstaltungen mit FiLmvorfüh­
rungen durchgeführt, in denen Stadt­
und Gemeindepräsidenten,Politiker und 
andere Persönlichkeiten des öftentIichen 
Lebens für den Zivilschutz eintraten. 
Die Veranstaltungen wurden umrahmt 
durch die Vorträge der örtlichen Musik­
korps, durch Männer- und Frauenchöre, 
Jodler- und Tradltengruppen. überall 
war ein starker Besuch festzustellen . 
Die Luftschutztruppen der Armee er­
hielten am Abbrucbobjekt einer Schloß­
ruine Gelegenheit, ihr Können zu be-

Rechtl : Einige Gemeinden 
erwarben für den Verpfte­
gungsdlen,. alte " Gulasch­
kanonen" der Armee. Hier 
prüft die Viuprilidentin des 
Schweizerlichen Bunde. für 
ZIvilschutz, Frau E. PeY'er von 
Waldklrch (SchaHhausen), die 
Zubereitung der Mahlzeil. 
Daneben: Der Chef d •• Se­
nUitsdlenstes erklArt Art der 
Verletzung und Erst. Hilf. In 
einem sold'len Fall • . 



weisen und zu zeigen, wie sie ' in 
Schwerpunkten von Katastrophen ein­
gesetzt werden. In der Stadt und in den 
Gemeinden demonstrierten Hausweh­
ren, Kriegsfeuerwehren, Sanitätsdienst 
und Obdachlosenhilfe Einsatzübungen. 
Die ganze Aktion stellte ganz allgemein 
den Selbstschutz der Bevölkerung in 
den Mittelpunkt. Eine attraktive Ein­
lage bildete in mehreren Gemeinden 
am zweiten Samstag der ZS-Woche der 
Aufmarsch der Verpflegungsdienste. 
Hunderte von Portionen einer schmack­
haften Fleischsuppe mit einem großen 
Brocken Siedfleisch, in der Schweizer 
Armee als "Suppe mit Spatz" bekannt, 
wurden an die Bevölkerung ausgegeben. 
Vor Beginn der Zivilschutzwoche wurde 
allen Haushaltungen mit einem Aufruf, 
der vom Staatspräsidenten und von den 
Gemeindepräsidenten unterzeichnet war, 
ein Programm der Zivilschutzwoche zu-
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gestellt, das zugleich praktische Hin­
weise für die Ausstattung von Schutz­
räumen enthielt. Diese achtseitige 
Schrift hat 20000 Haushaltungen er­
reicht. Im Verlauf der Woche gelangte 
eine Aufklärungsschrift von 20 Seiten 
zum Versand, die in Wort und Bild die 
Organisation des Zivilschutzes in Thun 
zum Inhalt hatte. Gleichzeitig wurde 
die Bevölkerung über die bevorstehen­
de Einreihung def" Schutzpflichtigen, die 
Ausbildungskurse und Rapporte des 
laufenden Jahres orientiert. 
Der Veranstaltung, die am Samstagvor­
mittag, 27. März, mit dem Aufheulen 
der Alarmsirenen und einem Empfang 
im Thuner Rathaus offiziell eröffnet 
wurde, war ein großer Erfolg beschie­
den. Aus allen Landesteilen erschienen 
Delegationen und Behördenvertreter, 
um Erfahrungen lJnd Anregungen zu 
sammeln. 

Im Rahmen der Bernischen Ausstellung 
in Bern vom 14. bis 23. Mai versuchte 
man, neue Wege der ZS-Aufklärung zu 
gehen. In einer realistisch aufgebauten 
Wohngemeinschaft aus neun Häusern 
mit 36 mitwirkenden Frauen, Männern 
und Kindern war täglich um 16.30 Uhr 
ein "Zivilschutzspiei" zu sehen, welches 
das Leben dieser Gemeinschaft in Frie­
den und Krieg zeigte, ihre Vorberei­
tungen und den Einsatz im Ernstfall 
erläuterte. In den nach einer Bom­
bardierung brennenden Häusern ka­
men die in dieser Wohngemeinschaft 
organisierten Hauswehren zum prakti­
schen Einsatz. Nach der Demonstration, 
die rund 20 Minuten in Anspruch nahm, 
hatten die Zuschauer anschließend Ge­
legenheit, den Aufklärungsfilm des 
Schweizerischen Bundes für Zivil­
schutz "Wir können uns schützen" zu 
sehen. 

Oben links: Frauen des '~;J~~;:~:'~~:::~ lei steten Erste Hilfe und 
die Verletzten zu den 
Darunter : Die ganze Stadt 
ehen der Zivilsehulzwoche. 
leute hatten Insgesamt 150 
zur gestellt. 
Dienste der Z II ; ;llllbevöllkeru". 

Bataillone und 13 r.~~.~:~:~~~~~~~~::l der Luftschutztruppen. Sie 
an einem Nachmittag In einer 
Ihre ElnsalzmHglichkeUen. 
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AB -5 HUTZ IN BETRIEBEN 

lAGEN DER PRAKTISCHEN DURCHFüHRUNG LEBHAFT DISKUTIER 

I n Ladenburg, der alten nordbadischen 
Stadt am Necker, fand Ende April 

eine Informationstagung statt über 
Fragen der praktischen Durchführung 
des ABC-Schutzes in Betrieben. Veran­
stalter waren drei namhafte deutsche 
Hersteller von Geräten und Ausrü­
stungsgegenständen für Feuer- und 
ABC-Schutz in Verbindung mit dem 
Bundesverband der Deutschen Industrie 
und der Arbeitsgemeinschaft Badischer 
Sicherheitsbeaurtragter. Die 47 Teilneh­
mer an der Tagung waren Vertreter 
von Ministerien und Behörden, von In­
stituten und bekannten Industriebetrie­
ben sowie der Fachpresse. 

------. ----~~~ 

Link. außen und daneben: Werk· 
achutzleller Informierten sich. Mit 
der hier gezeigten für AUlbll­
dungszwecke entwickelten Strah­
lungs-Slmulator-Anl.ge könn.n 
Meß- und ElnSilzObungen In si· 
mullerten Str.hlenf.ldern, deren 
Stlrke bell.blg zwlsch.n 0,1 und 
100 .. R/h" g.wlhlt w.rden kann, 
durchg.tohrt w.rden. 

Nicht das Für und Wider des Betriebs­
selbstschutzes stand auf dieser Tagung 
zur Diskussion, sondern das Wie. Es 
ging um die Beantwortung der Fragen . 
Was kann heute smon auf diesem Ge­
biet getan werden? Welche Mittel ste­
hen zur Verfügung? Welchen Stand hat 
die Schutz- und Abwehrgeräte herstel­
lende Industrie erreicht? Welche zweck­
mäßigen Geräte gibt es? Wie sieht es 
aus mit der Aufstellung von Personal 
für den Werkselbstsmutz und dessen 
Ausbildung? 
Die ausgezeidmeten Referate, die sich 
mit den gestellten Fragen eingehend 
befaßten, führten zu lebhaften Diskus-

I 

sionen und einem fruchtbaren 
tausch von Erfahrungen zwischen 

Aus­
Her­
und stelle rn von Zivilschutzgeräten 

Praktikern aus den Betrieben. 
Ausführlich kamen dabei auch die vom 
Bundesverband der Deutschen Indu­
strie erarbeiteten und herausgegebenen 
,.Empfehlungen" zur Sprache, wobei be­
sonderer Wert auf die Feststellung ge­
legt wurde, daß es sich dabei zwar um 
eine au f Erfahrungen und Erkenntnis­
sen aufgebaute Ausgangsbasis handele, 
daß es sich zu guter Letzt aber eben nur 
um Empfehlungen handele, die man je 
nam den Gegebenheiten des Werkes 
elastisch anwenden solle. Für alle Be-



Zum praktischen Tell der Tagung In Ladenburg 
gehörte auch das AufspUren chemischer Kampf­
stoffe durch einen ABC-Trupp mit Hilfe von 
Spürstoflen (oben) sowie die Kennzeichnung 
des gefährdeten Geländes unter vorschrifts­
mäßigem Atem- und Körperschutz (links dane­
ben). Weldle Sdllagkratt und EInsatzwirkung 
Pu lver-, Schaum- oder Kohiensi urel6schmiHei 
haben können, wurde an versdlledenen Arten 
von Bränden ebenso demonstriert wie die An­
wendung des modernen Leldltschaumlöschver­
fahren • . Unser Bild auf der linken Seite unten 
zeigt einen Ausschni tt aus dieser Vorführung. 

triebe der Industrie und der gewerb­
lichen Wirtschaft, die sich schon jetzt, 
d. h" ohne die gesetzlichen Richtlinien 
abzuwarten, mit dem Problem organi­
satorisch, planerisch und praktisch be­
fassen wollen, bildeten die "Empfehlun­
gen U eine ausgezeichnete Arbeits- und 
Diskussionsgrundlage. 

Belegschaft und Werk schützen 
Immer wieder wurde betont, daß die 
Grundkonzeption aller Maßnahmen der 
Schutz der Menschen in den Betrieben 
sein müsse. Das in Vorbereitung beftnd­
Hche Selbstschutzgesetz werde Indu­
striebetrieben bestimmter Art und Grö­
ßenordnung die Aufstellung von Werk­
schutzkräften vorschreiben. Darüber hin­
aus müsse es im ureigensten Interesse 
jedes Betriebes liegen, alles zu tun, um 
im Ernstfall Belegschaft und Werk so 
gut wie möglich schützen zu können. 
Alle Maßnahmen und Vorbereitungen 
hätten auch in Friedenszeiten bei Un­
glücken und Katastrophen ihren Wert. 
Doch sollte man gut organisierte und 
ausgerüstete Kräfte rechtzeitig aufstel­
len und nimt erst im Chaos. 
Auf die Frage, nam welchen Gesichts­
punkten man die zum Aufbau des 
Werkselbstschutzes benötigten Kräfte 
auswähle, räumte einer der Referenten 
mit den versmiedentlich noch immer 
falschen Vorstellungen auf, daß in einer 
solchen Organisation ältere Arbeitskräf­
te oder Invaliden ihren Platz finden 
könnten. Die schwierigen Aufgaben, die 
diese Kräfte im Ernstfall erwarten 
könnten, ließen nur die Verwendung 
körperlich völlig gesunder Menschen zu. 
Es sei ferner im Interesse des Betriebes, 
die Kräfte aus solmen Kreisen der Be­
legschaft auszuwählen, in denen eine 
Abwanderung so gut wie nicht vorkäme. 
Die Beschaffung der für den ABC­
Schutz in den Betrieben erforderlichen 
Geräteausrüstung sowie die Ausbildung 
der Werkselbstschutzkräfte wurden ein­
gehend diskutiert. Dabei kam es darauf 
an, aus Kostengründen die noch ver­
tretbaren Maßnahmen und Wege zu fin­
den. 
Die Veranstalter gaben dann einen 
überblick über die zum Zwecke des 

Nachweises und der Messung radioak­
tiver Strahlung entwickelten Geräte, 
Da die Strahlenmeßaufgaben entspre­
chend den Gegebenheiten so vielfältiger 
Art sein können, sind natürlich auch die 
unterschiedlichsten Gerätetypen ent­
wickelt worden. Die vorgeführten Ge­
räte umfaßten sowohl die Geräte des 
persönlichen Schutzes, wie die Warnge­
räte und Dosimeter, als auch Geräte zur 
Feststellung und Messung von Strah­
lungsintensitäten für die verschieden­
sten Anwendungsfälle. 
Besonderes Interesse fand auch die als 
Lehrmittel für Ausbildungszweck:e ent­
wickelte Strahlungs-Simulator-Anlage. 
Sie dient zur übung im Umgang mit 
Strahlenmeßgeräten sowie zum Einsatz­
training für taktische Strahlenmeßauf­
gaben. Hierbei können Meß- und Ein­
satzübungen in simulierten radioakti­
ven Strahlenfeldern, deren Stärke man 
zwischen 0,1 und 100 "R/h" beliebig 
wählen kann, durchgeführt werden. Die 
Simulator-Anlage besteht aus einem 
HOchfrequenzsender, der Sendeantenne 
und einem oder mehreren Empfängern. 

Atem- und Körperschutzgeräte 
Ebenso umfangreich wie das Gebiet der 
Strahlenschutzgeräte war auch das der 
Atem- und Körpersmutzgeräte. Neben 
den verschiedenen Typen von Masken 
und Maskenfiltern wurden auch gas­
dichte Rauchschutzbrillen, Schutzhelme 
aus neuen Materialien, Feuerlöschdek­
ken, Mund-zu-Mund-Beatmer, Raum­
filter, Spezial bekleidung für Reaktorbe­
triebe, Hitzeschutzbekleidung und Spür­
stoffe für chemische Kampfstoffe ge­
zeigt und in Aufbau und Wirkungsweise 
erläutert. 
Für viele der Tagungsteilnehmer neu 
war dabei die Demonstration einer neu-
en sogenannten Einhand-Feuerlösch­
decke, die es einer Person, deren Klei­
dung in Brand geraten ist, ohne fremde 
Hilfe ermöglimt, mit einem Griff einen 
Kastendeckel aufzureißen, die Decke 
herauszuziehen und sich dann darin 
einzurollen. Der Bereitschaftskasten 
dieser Einhand-Feuerlösmdecke besteht 
aus feuerwehrrot lackiertem Eisenblech 
mit Deckel an stabilen Scharnieren. Der .... 

Schnell, sicher, mühelos helfen mit LUKAS 
bel allen Arbeiten. die hohe Druck- oder Zugkraft er­
fordern . Universal· Hydro-Werkzeuge LUKAS in Leicht­
metailauslührung mit DruckkrAften bis zu 200 t arbei­
ten mit 450 at Belriebsdruck. Deshalb sind sie klein, 
leIcht und handlich. 

Das Universal Hydro·Werkzeug LUKAS hat sich im 
Einsatz bei allen Arbeiten bewährt , für d ie hohe Druck, 
cd . Zugkraft notwendig Isl Einige Anwendungsbel· 
spiele: Abstützen von Trägern. Mauern usw.; Anheben 
von schweren Lasten; Aufgleisen von Schienenfahr­
zeugen; Biegen dickwandiger Rohre ; Schieben. Ziehen 
und Heben von Brücken· cd Gebäudeteilen, Stein­
blöcken und allen anderen schweren lasten s. Abb. 

Ober den Einsatz von LUKAS-Pressen Im zivilen 
Bevölkerungsschutz und bet Katastrophen beraten 
wir Sie gern. Unser kostenloses, 120 Selten starkes 
LUKAS-Handbuch gibt Ihnen wertvolle Anregungen. 
Bitte senden Sie uns den untenstehenden Gutsche in 

GUTSCHEIN FOR LUKAS-HANDBUCH 

NAME, 

ZEICHEN: 
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Kasten wird aufrecht an der Wand fest 
montiert. Die Reißleine der Decke ist 
durch Aussparungen an der rechten Sei­
te des Kastens nach außen geführt und 
so schnell ergreübar. 

ABC-Abwehr 
Das Thema .. Erkennung und Dekonta­
mination von ABC-Kampfmitteln" wur­
de mit der Vorführung eines Films ein­
geleitet, der die Anwendung eines De­
kontaminationsverrahrens aus der Di­
stanz zeigte. Der Film klärte die Zu­
schauer darüber aut, daß die einschlägige 
Industrie waschaktive Substanzen ent­
wickelt hat, mit deren Hilfe es möglich 
ist, radioaktiv verseuchte Geräte, die 
den mit ihrer Benutzung Beauftragten 
einer Strahlenbelastung aussetzen wür­
den, aus der Distanz, d. h. aus Entfer­
nungen von fünf bis acht Metern, zu 
dekontaminieren. Wohlgemerkt, dabei 
handelt es sich nimt um eine Substanz, 
die in der Lage ist, die Radioaktivität 
zu zerstören, sondern um ein Sdlaum­
waschmittel mit besonderem Oberflä­
chenreinigungseffekl. Die radioaktiven 
Stoffe gehen dabei in das Abwasser 

über. Die Diskussion um die in dem 
Film angegebenen wissensdlaftlichen 
Werte muß selbstverständlich fachlichen 
Veröffentlichungen vorbehalten bleiben. 
1m Verlauf des Referats wurde den Ta­
gungsteilnehmern eine Apotheke in 
Form eines Schrankes vorgestellt, die 
Spezialmittel zur Dekontamination von 
A-, B- und C-KampfstofTen enthält. 

Nach der Theorie die Praxis 
Den Abschluß der Tagung bildeten 
praktische Vorführungen. Dabei wurde 
der Einsatz eines ABC-Trupps in einem 
verstrahlten, vergifteten und verseudl­
ten Werksgelände gezeigt. Zunächst 
wurde die Anwendung der schon be­
schriebenen Strahlungs-Simulator-An­
lage gezeigt, wobei auch die Teilnehmer 
Gelegenheit hatten, praktisch mitzuar­
beiten. Dann wurde der Einsatz von 
Spürmitteln und -geräten für chemische 
Kampfstoffe demonstriert. Es folgten die 
Kennzeichnung von verseumtem oder 
verstrahltem Gebiet sowie Beispiele des 
Dekontaminjerens. 
Höhepunkt einer darauffolgenden Feu­
erlöschvorführung, bei der alle moder-

~moo ~ oom~i~~~i~i 

nen Löschmittel, wie sie heute von Be­
trieben benutzt werden, zur Anwen­
dung kamen, war die Vorführung von 
Leichtschaum-Apparaturen. Es ist heute 
möglich, durch geeignete Mittel Wasser­
Schaummittel-Lösungen sehr hodl zu 
verschäumen, um dadurch aus einem 
gegebenen Vorrat an Ursprungsgemisch 
außerordenUich große Mengen Schau­
mes herzustellen. Leichtsdlaum in den 
Verschäumungsstufen 1:100 bis 1:1000 
wird seinen Hauptzweck: darin ha­
ben, bestimmte Brand!lächen oder in 
Brand stehende Räume schnell zu über­
fluten bzw. zu füllen, wobei das Ziel 
u. U. eine bloße Eindämmung und Lo­
kalisierung bis zur endgültigen Ablö­
schung des Brandes sein kann. Die Ver­
anstalter zeigten bei dieser Gelegenheit, 
wie mit Hilte dieser neuartigen Geräte 
eine hohe Baracke in wenigen Minuten 
bis unter die Decke völlig mit Leicht­
schaum gefüllt war. 
Zum Schluß der Tagung drückten die 
Teilnehmer den Veranstaltern ihre An­
erkennung über den gelungenen Ver­
laut aus und bestätigten, daß sie wert­
volle Anregungen für die Arbeit in den 
Betrieben erhalten hätten. H. F. 

W~~i~~ ~oo~ID~~~~~m~~~~ 

Im 4. Vierteljahr 1964 ging die künst­
lidle Gesamt-Beta-Radioaktivität der 
Luft und der NiederschJäge weiter zu­
rück.. Der Vierteljahresmittelwert für 
die Luft, berechnet aus den kontinuier­
lichen Messungen an den 11 Ober­
wachungsstationen des Deutschen Wet­
terdienstes, betrug 0,85 pCi/m' , das sind 
rund 5rt'/. des für das 3. Vierteljahr 1964 
festgestellten Wertes. Als höchster 
Tagesmittelwert an einer Station wur­
den im Berichtszeitraum 4,71 pCi/ms in 
Königstein (Taunus) gemessen. 

Auch die im Mittel der 16 Niederschlags­
überwadlungsstationen des Deutschen 
Wetterdienstes dem Erdboden zugeführte 
Gesamt-Beta-Aktivität erreichte mit 
15,4 mCi/km l nur knapp die Hälfte der 
im 3. Vierteljahr festgestellten Menge. 
Die bei dem chinesischen Kemwa1fen­
versuch am 16. Oktober 1964 freigesetz-
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ten radioaktiven Stoffe konnten auch in 
der Bundesrepublik Deutschland nach­
gewiesen werden. Gegen Ende Oktober 
stieg die künstliche Gesamt-Beta-Akti­
vität der bodennahen Luft vorüber­
gehend etwas an. Außerdem wurden in 
dieser Zeit geringe Mengen von Jod 131 
in Luft und Niederschlägen festgestellt. 

Der Pegel der künstlichen Radioaktivi­
tät des Obertlächenwassers ist relativ 
niedrig und hat sich gegenüber dem 
3. Vierteljahr nicht erkennbar ver­
ändert. Auch bei den Gewässerschlamm-, 
Plankton- und Abwasserproben ist eine 
merkliche Veränderung der Aktivitä t 
nicht eingetreten. Die radioaktive Kon­
tamination des Trinkwassers zeigte im 
4. Vierteljahr 1964 ebenfalls keine nen­
nenswerte Veränderung gegenüber dem 
vorhergehenden Vierteljahr. 1m Zister­
nenwasser sank die mittlere Strontium-

. 

gO-Aktivität etwas ab. Die Verunrei­
nigung der pflanzlichen Lebensmittel 
mit langlebigen radioaktiven Stoffen 
geht mit zunehmendem Abstand von 
der Beendigung der Versuchsserien 
(Ende 1962) zurück. 
Die erheblichen Schwankungen der 
radioaktiven Kontamination von Mehl 
gleichen Ausmahlungsgrades sind dar­
auf zurückzuführen, daß Getreide aus 
unterschiedlich kontaminierten Ernten 
verarbeitet wird. Die Strontium-90- und 
Cäsium- 137-Aktivität der Milch ist aus 
futtertechnischen und geographischen 
Gründen naturgemäß uneinheitlich. Es 
scheint sich aber auch hier eine Tendenz 
zur Abnahme der langlebigen künst­
lichen Radioaktivität anzubahnen. 
Die Cäsium-137-Aktivität im mensch­
lichen Körper hat von Oktober 1964 an 
geringfügig abgenommen. (BMwF) 



neue bücher: 

Allein gegen die Bombe? 
Von Klaus Müller. Zivilschutzkorps und Zivilschutzdienst in 
der Bundesrepublik. Broschüre, 13,5 mal 21 cm, 64 Seiten, 
DM 3,80. Osang Verlag, 8 München 19, Böcklinstraße 28. 
In fesselnder, aber jederzeit der dargestellten Materie verhaf­
teter, prägnanter Weise schildert Klaus Müller, welche Fragen, 
Probleme, Planungen, Maßnahmen und Konsequenzen mit 
dem zur Verabschiedung anstehenden Gesetz über das Zivil­
schutzkorps und den Zivilschutzdienst zusammenhängen. Die 
Schrift will aber nicht nur umfassend infonnieren, sie will 
gleichzeitig - das spürt man sofort heraus, wenn man nur das 
erste Kapitel gelesen hat - an die Einsicht der Bundesbürger 
in die Notwendigkeit der Vorsorgeplanungen appellieren. 
Packend berichtet Klaus Müller über die Schrecken des Krie­
ges, rüttelt er auf mit der Darstellung der Folgen eines Atom­
bombenabwurfs; aber er stellt auch mit der gleichen Leiden­
schaftlichkeit fest, daß man sich schützen kann, wenn man 
nur will, wenn man bereit ist, mitzuarbeiten in den, wie er 
es nennt, "Linienbataillonen der Menschlichkeit", also im Zi­
vilschutzkorps und im Zivilschutzdienst. Der Pyramide des 
Schreckens stellt er die Pyramide des Helfens gegenüber, und 
man erkennt, daß nur umfassende Vorsorgemaßnahmen den 
Bürgern ein Gefühl der Geborgenheit geben können, Maß­
nahmen, die seine intensive Mitarbeit erfordern. Für den, der 
zur Aufklärung der Bevölkerung noch mehr zündende Argu­
mente braucht, für den Helfer also, ist die Schrift eine gute 
Unterlage, ein guter Begleiter und Ratgeber bei der täglichen 
Arbeit. 

Zivilschutz und Zivilverteidigung 
Handbücherei für die Praxis 
Herausgegeben von Dr. Hanns E. Hieronymus, Hans Günther 
Merk und Dr.-Ing. Rudolf Michel. Fortsetzungswerk in Lose­
blatt- und Broschürenform, Preis des Grundwerks: DM 26,-. 
Osang Verlag, 8 München 19, Böck.linstraße 28. 
Das erst in vier von 15 geplanten Einzelausgaben vorliegende 
Sammelwerk will eine zusammenfassende und klärende über­
sicht über den Komplex Zivilschutz und Zivilverteidigung 
schaffen. Einmal bedient es sich dazu der bereits für Gesetzes­
sammlungen aller Art bewährten Loseblattform, zum anderen 
- und das dürfte neu an dieser Art von Publikationen sein -
faßt es einzelne Gebiete zu Broschüren zusammen, für die 
dann allerdings auch die ordnende Sammelmappe zu haben 
ist. Bisher erschienen die Hefte A 1 (Allgemeine Grundlagen 
des Zivilschutzes, Teil 1), A 2 (Allgemeine Grundlagen, Teil 2), 
E (Selbstschutz) und F (Hilfsdienste), diesen Heften ent­
sprechend auch die Loseblatt-Sammlungen. Jedes dieser Hefte 
enthält für seinen Bereicl1 eine Sammlung der geltenden 
Gesetze, Verordnungen und Vorschriften, die verständlich er­
läutert werden, so daß sie vor allem von dem Praktiker ver­
standen und angewendet werden können. Man hat das Gefühl, 
einen vielseitigen Helfer und Ratgeber in der Hand zu haben. 
Fachleute der Bundesministerien des Innern, für Gesundheit 
und des Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz sind die 
Herausgeber und die Mitarbeiter. Die einzelnen Hefte fallen 
auf durcl1 übersichtliche Gliederung und ein reichhaltiges Stich­
wortregister, das ein schnelles Nachschlagen ennöglicht. Als 
weitere Ausgaben sind geplant: A 3 (Allgemeine Grundlagen, 
Bibliographie), B (Warn- und Alarmdienst), C (Aufenthalts­
regelung), D (Baulicher Zivilschutz), G (Schutz von Kultur­
gut), H (Gesundheitswesen), I (Notstandsrecht), K (Aufrecl1t­
erhaltung der Sicherheit und Ordnung), L (Materielles Lei­
stungsrecht), M (Personelles Leistungsrecht) und N (Sicher­
steIlung der lebenswichtigen Versorgung). Die Herausgeber 
wollen unter allen Umständen, so versicl1ern sie, das Sammel­
werk immer auf dem neuesten Stand halten. 

Die Werkfeuerwehr 
Taschenbuch für betrieblichen Brandschutz, Rettungswesen, 
Katastropheneinsatz, Werk- und Betriebsselbstschutz und 
Erste HilIe, 1965, Taschenformat, 360 Seiten, DM 3,50. Franz 
Kuhl-Verlag, 5331 Heisterbacherrott, Birkenweg 12. 
Neben einem K alendarium enthält dieses Taschenbuch inter­
essante Beiträge für Werk- und Betriebsfeuerwehren, Emp­
fehlungen des BDI für die zivile Verteidigungsbereitschaft, 
Anschriften wichtiger Behörden und Verbände sowie einen 
umfassenden überblick über moderne Geräte und Ausrü­
stungsgegenstände für Brandschutz, Rettung, Erste Hilfe und 
Strahlenschutz. In einem geschlossenen Wirtschaftsteil stellen 
viele Hersteller in Wort und Bild ihre Produkte vor. 

TKB Nr.: 
BzB 81.18.05/42 

DOMINIT 

Licht im Dienste 
der Sicherheit 

TKB Nr.: TKB Nr.: 

BzB 81-18.05/43 BzB 81 .18·05/44 

Sicherheitsleuchten für den 
Zivilen Bevölkerungsschutz 

Handleuchte 
H 225 

entwickelt In Zusammenarbeit mit dem BzB und BLSV 

Kopf.Handleuchte 
K 201 

Handscheinwerfer 
W 250 

Stabiles, korrosions· Als Kopf·, Hand· oder 100 mm L1chtaustr llt, 
lestes Kunststoff· SIgna tb link leuchte 120 m Leuchtweite. 
gehäuse, besonders verwendbar. Gehäuse Gehäuse und Leuchten· 
lelchL Entspricht den und Leuchtenkopl au s kopf aus hochwertigem 
technischen L leler· stabilem, korrosions· Slahlblech. 
bedingungen VTL 2502. festem Kunststoff. 

Automatische Ladegeräte 
zum Wiederaulladen 'Ion Stahl·Akkumulatoren für OQMINIT·Leuchten. 

Automatische Notbeleuchtungen. 
die sich bel Ausfall der Netzspannung se lbsltä llg einschalten und 
bei Spannungsrückkehr wieder ausschalten. 

® We"e,e'.'o,mot;"e. d"~~ 
Dominitwerke GmbH Brilon 
5798 Hoppecke Krs. Brilon 
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Die Einstellspritze ist das wichtigste 
Kleinlöschgerät für das Wohnhaus. 

Sie besteht aus der Pumpe, dem Rohr· 
gestell und dem Schlauch mit Mund­
stück. 
Im Löschbereich der durch drei Personen 
zu bedienenden Einstellspritze liegen 
Entstehungs- und Kleinbrände. 
Die Bedienungsmannschaft wird wie 
(olgt eingeteilt: 
NT. 1 trägt die Einslellspritze mittels 
einer Leine auf dem Rücken, er bedient 
das Munds ttick im Einsatz; 
NT. 2 trägt eine Axt auf dem Rücken 
und zwei volle Wassereimer in den 
Händen, er bedient das Pumpwerk im 
Einsatz; 
Nr. 3 trägt die Leine auf dem Rücken, 
zwei volle Wassereimer in den Händen, 
er sichert zunächst NT. 1 beim Vorgehen 
und sorgt dann für Wassernachschub. 
Die Bedienungsmannschaft führt also 
40 1 Wasser, die zu einer Löschzeit von 
4 Minuten ausreichen, mit. 
DieEinstellspritze ist eine handbetätigte, 
doppelwukende Kolbenpumpe. Zur Ent­
nahme von Lösdl\vasser wird sie in 
einen Eimer gestellt, der Pumpende 
stellt einen Fuß auf die Krümmung des 
Rohrgestells. 
Bei etwa 50 Pumpenhüben durch Heben 
und Niederdrücken des Kolbenrohres 
werden je Minute etwa 10 I Wasser 
durch den 5 m langen Schlauch und die 
MundstücksöfTnung (3,5 mm .0') 12 bis 
14 m weit gespritzt. 
Durch einfaches Davorhalten eines Fin­
gers vor die Mundstücksöffnung läßt 
s ich ein Sprühstrahl erzielen. 
Die Einstellspritze kann auch durch 
einen zweiten, am Saugkrümmer anzu­
schraubenden Schlauch zur Wasserent­
nahme aus tiefer liegenden Entnahme­
stellen - bis zu 5 m - verwendet wer­
den. Zuvor ist jedoch die Siebkappe mit 
dem Sieb am Saugkrümmer der Ein­
stellspritze abzuschrauben, sie kann 3m 
Ende des Saugschlauches angeschraubt 
werden. 
Die Einstellspritze ist bequem und ohne 
übermäßige Kraftanstrengung bedien­
bar. Gut gepflegt und stets einsatzbereit 
aufbewahrt, stellt sie auch zur Brand­
bekämpfung im Frieden ein wertvolles 
Kleinlösdlgerät dar. 
Nadl jedem Gebraudl ist die Einstell­
spritze gut mit reinem Wasser durdl­
zu spülen, zu trocknen und dann die Kol­
benstange leicht einzufetten. 
Der Schlauch ist völlig zu entleeren, zu 
trocknen und in möglich,st große Buch­
ten gerollt an kühler, aber {rostfreier 
Stelle mit der Einstellspritze zu lagern. 

(Diese Angaben entstammen dem Merkblatt 
d es BundesluItschutzverbandes Nr. VIII/I) 
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linke Seite: Oie Elnstellsprilze In Betrieb und als SchnItIzeichnung. 
Mit Ihr.r Hilfe wurde im letzten Krieg manch ein Entstehungsbrand ge­
löscht. Auch bel Funkenflug und den Auswirkungen der Hitzeslrahlung 
hai sie oft wertvolle DIensie geleistet. Oben : Hier wird gezeigt, wie 'eicht 
es Ist, das handliche Gerät richtig zu bedienen. 

Für Selbstschutz, 

Und so wird ', gemacht! Einer betl tlgt die Kol­
benpumpe, ein zweiter Helfer bedient dal 
Mundstück und der drin_ sorgt für Wassernaeh­
schub. Jede Minute werden etwa 10 LU.r 
W •••• r verbraucht. 

zivilen Bevölkerungsschutz 
und 
Katastropheneinsatz 
liefern wir Dosisleistungsmesser nach B.l. B.-Vorschrift und StAN : 

• Dosisleistungsmesser mit kleinem Zubehör 
• Dosisleistungsmesser mit groBem Zubehör. 

Besuchen Sie uns, I NTERKAMA, Düsseldorf, Halle F 1, Stand 6115 (13. -19.10.65) 

GRAETZ RAYTRONIK-GmbH, 599 Altena,Tel.: 821 Verm., FS.: 08229352 
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D ie Bauschau Bonn batte einen 
großen Tag. Nicht weniger als 

260 Gäste, alles Vertreter von Ministe­
rien, Bundesdienststellen. FadlVcrbän­
den. Bundeswehr, Bundesgrenzschutz, 
Fernsehen und Presse, darunter auch 
Gäste aus dem Ausland, nahmen an der 
Eröffnung einer Dauerausstellung mit 
dem Thema "Schutzraumbauten" teil. 
Bei dieser Gelegenheit wurden acht 
funktionell eingebaute Schutzraumty­
pen vorgestellt. Dabei handelt es sich 
zum Teil um absolute Fertigbauwerke 
in Kugel-, Birnen- oder Röhrenfonn, 
zum Teil um Schutzbauten aus Fertig­
teilen, die auf der Baustelle zusammen­
gefügt werden. 
Wie der Direktor der Bausdlau Bonn, 
F leger, ausführte, soll diese ständige 
Ausstellung, die außer den Schutzbau-

ten 3um alle anderen Geräte und Aus­
rüstungsgegenstände zeigt, die im Zi­
vilschutz unentbehrlich sind, Bauher­
ren, Ingenieuren, Statikern und Archi­
tekten, darüber hinaus aber auch allen 
anderen Bevölkerungskreisen eine Ant­
wort aut das .. Wie" des Zivilschutzes 
geben. 
Alle hier gezeigten Typen sind in erster 
Linie für den Wohnungsbau und den 
betrieblichen Selbstschutz geeignet. Das 
Fassungsvennögen liegt pro Schutzbau 
zwischen acht und zehn Personen, jedoch 
könnten einige Systeme so konstruiert 
werden, daß bis zu 50 Personen Platz 
finden. 
Der Schutzumfang liegt je nach Typ 
zwischen Druckresistenzen von 0,3 bis 9 
atü. Darüber hinaus schützen diese Bau­
ten auch gegen radioaktive Strahlung. 

Links oben : Oipl.-Ing. Ministerialrat Erhard Schmllt, Bundesministerium des Innern, wl hrend 
•• Iner Ansprache. Darunter : LId. Reg.oOlr. W. Frltze, Geschl ftsfOhrende. Vorstandsmitglied des 
BLSV (links), Im Gespräch mit dem Direktor der Bauschau Bonn, Fleger. Oben : Fachleut. 
diskutieren. V. I. n. r.: Ministerialrat Ruyter., Holland; Oberregierungsbaurat KlIngmOlIer, BzB ; 
E. Oehme, Referent für Bau und Technik Im BLSV j Direktor Fleger: Ministerialrat SchmUt. 



chemische Kampfstoffe und biologische 
Kampfmittel. Eingebaute Luftfilter, die 
elektrisch arbeiten oder auch von Hand 
bedient werden können, reinigen die 
Atemluft. 
Die Kosten solcher Schutzbauten wei­
chen je nach Schutzgrad, Belegungszahl 
oder Ausstattung stark voneinander ab 
und liegen zwischen 500 DM und 2500 
DM pro Schutzplatz. Die Vertreter des 
Bundesministeriums des Innern, des 
Bundesamtes für zivilen Bevölkerungs­
schutz, des Bundesluftschutzverbandes, 
der Deutschen Industrie und des Deut­
schen Industrie- und Handelstages lob­
ten in ihren Ansprachen die ausgezeich­
nete Zusammenarbeit von Behörden, 
Verbänden, Industrie und Bauschau 
Bonn. Erst dadurdt sei es möglidt ge­
wesen, ein Fachzentrum des Zivilschut-

zes zu schaffen, das heute in solcher 
Zusammenballung einmalig in Europa 
ist. Besonderer Dank gebühre dabei der 
Industrie, die schon große Summen für 
Entwicklungsarbeiten ausgegeben habe, 
auch ohne daß die gesetzlichen Grund­
lagen für den Zivilschutz bestünden. 
Am Eröff'nungstage, jedoch außerhalb 
des offiziellen Empfanges, hatte auch 
der Innenausschuß des Deutschen Bun­
destages eine Besichtigung der Ausstel­
lung durchgeführt. Der Vorsitzende des 
Innenausschusses, Schmitt-Vockenhau­
sen, empfahl bei dieser Gelegenheit 
die baldige Inangriffnahme der von der 
Bauschau Bonn geplanten Schutzraum­
Belegungsversuche. Diese sollen in enger 
Zusammenarbeit zwischen dem Bundes­
amt für zivilen Bevölkerungsschutz und 
dem Bundesluftschutzverband veran­
staltet werden. H. F . 

Auch der Innenauslchuß des Oeutsc:llen Bundestages staltete dem Fachzentrum fUr Zivilschutz 
In der Baulchau Bonn einen Besuch ab. Der Vorsitzende des Innenausschusses, Schmltt·Vocken· 
hausen (red1t. Im Bild), wünschte bel dieser Gelegenheit die baldige Inangri ffnahme der von 
der Bauschau Bonn geplanten Schulzraumbelegungsyersuche. 

ENTSALZUNG 
VON 
MEERWASSER 
DURCH 
KERNENERGIE 

G ute Zukunftsaussichten für die Ver­
wendung der Kernenergie zur Entsal­
zung von Meerwasser geben mehrere 
Berichte und Untersuchungen, mit de­
nen sich eine Sachverständigengruppe 
der Internationalen Atomenergie-Orga­
nisation (IAEO) vom 5. bis zum 9. April 
1965 in Wien befaßte. An der Tagung 
nahmen Vertreter von 16 Staaten teil. 
Die Sachverständigen kamen zu der 
Ansicht, daß "das in letzter Zeit ent­
standene Interesse an der Entsalzung 
von Meerwasser und die Urteile über 
die Möglichkeiten der Kernenergie auf 
diesem Anwendungsgebiet die Ausar­
beitung eines ständigen Arbeitspro­
gramms in diesem Bereich der Kern­
energietedlnik rechtfertigen". 
Vier Sachverständigen tagungen über 
dieses Thema hat die IAEO bereits ver­
anstaltet. In der ersten - im März 
1963 - wurde die Möglichkeit bespro­
chen, Kernreaktoren zur Meerwasser­
entsalzung heranzuziehen. Die zweite 
dieser Tagungen hatte Entsalzungsver­
fahren, bei denen Atomanlagen ver­
wendbar wären, und die Vor- und Nach­
teile von Mehrzweckanlagen (die Elek­
trizität und Wasser erzeugen) bzw. Ein­
zweckanlagen zum Gegenstand. Die 
dritte war in erster Linie den techni­
sdlen und wirtsdlaftlidlen Aspekten 
von Mehrzweckanlagen gewidmet. Bei 
der vierten handelte es sich um eine 
kurze Tagung allgemeiner Natur. 
Auf der jüngsten Tagung gelangte die 
Arbeitsgruppe von allgemeinen Bera­
tungen zur Besprechung bestimmter 
Fälle. Mehrere Staaten brachten ein­
gehende Beschreibungen von Bedin­
gungen, unter denen eine Wasserent­
satzung mit Kernenergie aussichtsreich 
erscheint. Die Studiengruppe empfahl, 
die IAEO möge einen Bericht über die 
verschiedenen Verfahren zur Beredl­
nung der Kosten für Wasserentsalzung 
mit Kernenergie einschließlich der Me­
thoden zur Schätzung der gesamten Ka­
pitalkosten und der jährlichen Betriebs­
kosten sowie über die Wirkungen aus­
arbeiten, welche die Anwendung ver­
schiedenerVerfahren bei der Auf teilung 
der Kosten zwischen Wasser und Ener­
gie nach sich zieht. Sie war ferner der 
Ansicht, daß die IAEO laufend Kern­
reaktortypen und ihre Verwendung zur 
Entsalzung unter verschiedenen Bedin­
gungen studieren solle. Insbesondere 
solle sie sich mit Destillationsverfahren 
zur Erzeugung von Süßwasser befassen, 
da diese unter den in Frage kommen­
den Methoden bei einer Verwendung in 
Verbindung mit Kernenergie unmittel­
bar gesehen die besten Aussichten zu 
bieten schienen. Die IAEO müsse fer­
ner auf Wunsch Einzelbegutadltungen 
für bestimmte Standorte vornehmen. 
Diese Untersuchungen wären auch zur 
Beurteilung anderer Fälle nützlich. 

(BMwF) 
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Es gibt keinen Anlaß, eine ungewöhn­
liche Strahlen belastung zu befürd'lten. 

Die normale friedliche Nutzung der 
Atomkernenergie und der radioaktiven 
Stoffe in Technik, Landwirtschaft, Wis­
senschaft und Medizin ruft keinerlei be­
denkliche Erhöhung der natürlichen 
Umweltstrahlung hervor. Mit dieser 
Feststellung eröffnete der Vorsitzende 
des Arbeitskreises .. Öffentlichkeitsar­
beit und Presse'\ L. Memmel, MdB, 
eine Presse-Informationstagung, die das 
Deutsche Atomlorum (DAtF) am 24. 
März in der .. Gesellschaft für Strahlen­
forschung" in Neuherberg bei München 
durchführte. Er wies auf den kürzlich 
veröffentlichten Bericht des "Sonder­
ausschusses Radioaktivität" hin, der 
eine Bewertung der Forschungsergeb­
nisse bietet. L. Memmel erklärte u. a .: 
"Die Erkenntnisse der Wissenschaft 
versetzen uns in die Lage, ihnen unsere 
Vorschriften anzupassen. Aus diesem 
Grunde ist eine ständige überprüfung 
der Strahlenschutz-Vorschriften erfor­
derlidl, um die Anwendung der Atom­
kernenergie zu erleichtern, ohne dabei 
die Gebote der Sicherheit zu verletzen." 
Wie der Leiter des Instituts für Strah­
lenschutz in Neuherberg, Prof. Wachs­
mann, mitteilte, arbeiten in der Bun­
desrepublik 20000 Menschen mit radio­
aktiven Stoffen; 50000 sind im Bereich 
der Anwendung von Röntgenstrahlen 
tätig. Sie werden ständig kontrolliert. 
Wenn auch beobachtet wurde, daß vor 
allem ältere Beschäftigte im Umgang 
mit strahlenden Substanzen sorgloser 
sind als junge Menschen, so hat sich 
bei uns weder ein ernster Strahlenun­
fall ereignet, noch sind schwere gesund­
heitliche Schädigungen eingetreten. Die 
fortwährende überwachung der beruf­
lich mit Strahlen umgehenden Personen 
hat, wie Prof. Wachsmann in diesem 
Zusammenhang hervorhob, eine erzie­
herische Wirkung. Verletzungen der 
Vorschriften sind kaum noch zu beob­
achten. Die Kontroll-Technik ist inzwi­
schen auf manchen Gebieten so verfei­
nert worden, daß z. B. Dosimeter in der 
Form eines Fingerringes getragen wer­
den können. 
Auf der Informationstagung des DAtF 
wurde auch zu dem Gerücht Stellung 
genommen, daß die Strahlung aus Fern­
sehröhren schädlich sei. Die Physiker 
und Ärzte des Instituts für Strahlen­
schutz haben feststellen können, daß an 
den Fernsehschirmen eine Radioaktivi­
tät gemessen wurde, die nur etwa ein 
Zehntausendstel der natürlichen Um­
weltstrahlung ausmadlt und damit völ­
lig ungefährlich ist. Nur mit den emp­
findlichsten Meßgeräten ist es möglich, 
diese Strahlung überhaupt zu registrie­
ren. Schuhdurchleuchtungsgeräte dage­
gen werden von den Wissenschaftlern 



abgelehnt. Sie können zu einer beträcht­
lichen Strahlenbelastung führen. 
In Neuherberg wurde auch der wirt­
schaftliche Nutzen bei der Anwendung 
radioaktiver Stoffe behandelt. So zählt 
zu der klassischen Anwendung strah­
lender Substanzen in der Technik 
das Messen und Regeln des Flächenge­
wichts und der Dicke etwa von Papier, 
Pappe, Kunststoff, Gummi sowie kalt 
und wann gewalzten MetaUbändern. Je­
de dieser Meß- und Regelanlagen er­
spart ihrem Besitzer jährlich etwa 
60000 DM an Rohstoff und Ausschuß. 
Diese Einrichtungen amortisieren sich 
meistens schon innerhalb eines Jahres. 
Ihre überzeugenden Vorteile führten da­
zu, daß in der Bundesrepublik bisher 
über 1500 derartige Anlagen in Betrieb 
genommen wurden. 
Die Presse-Informationstagung schloß 
mit einer vom wissenschaftlichen Ge­
schäftsführer der Gesellschaft für 
Strahlenforschung, Dr. Wittenzellner, 
geleiteten Diskussion zum Film über 
den Unfall des amerikanischen (mili ­
tärischen) Atomreaktors SL-l in Idaho 
am 3. Januar 1961. Dabei wurde be­
kanntgegeben, daß bisher, also seit 1945, 
in der Welt etwa 60 Unfälle und grö­
ßere Betriebsstörungen an kerntechni­
sdlen Anlagen bekanntgeworden sind. 
30 davon hatten keine wesentlichen 
Folgen. Bei 17 Unfällen traten erheb­
liche Sachschäden auf, 13 !ührten zu 
Personenschäden mit insgesamt 7 To­
desfällen und 8 zu einer Kontamina­
tion. Diese Unfallquote gilt als ein Be­
weis für den im Verhältnis zu anderen 
Industriezweigen sehr sicheren Betrieb 
von kerntechnischen Anlagen. 

Oben; .2 MeV·Beliltron fOr die Bestrahlung von GellCttwul.t· 
krankhellen mit ene'gle,elchen Elekllonen- und ultraharte, 
Gamma.trahlung. Recht. oben : Gammat,on fO, die Se.trah· 
lung von GHChwul.tkrankhalten mit Koban 10. Recnt.: Herz­
und Kre'l'aufunte,.uchungen durch Anwendung lonl.le,ender 
Strahlung. GegenOberliegenda Seite: 15 MeV-Setatron zur zar­
störungsl,elen Werkstoffp,üfung mit energiereichen Elek· 
Ironen- und ultraharter Gamma.trahlung. 

Bel dem zum Innenministerium des landes Schieswig-Hoistein 
gehörenden landesamt Aufstellungsstab f[rr den überörtlIchen 
luftschutzhilfsdienst Schleswig-Holstein in Kiel ist die Stelle 
eines 

Fachdienstleiters 
(Dezernenten) 

zu besetzen. Zu seinen Aufgaben gehört die Aufstellung des 
lS-Sanitäts- und lS-Fernmeldedienstes. 

Oie Vergütung erfolgt nach Gruppe 111 BAT, Ortsklasse S. 
Trennungsentschädigung, UmzugskostenentschAdigung usw. 
werden im Rahmen der geltenden Bestimmungen gewährt 

Gesucht wird eine kontaktfreudige, einsatzbereite Persönlich­
kei t, die über überdurchschnittliche organisatorische Befähi­
gungen verfügt. Bevorzugt werden Bewe,ber, die bereits auf 
dem Gebiete des Zivilschutzes Erfah,ungen gesammelt haben 
und tätig gewesen sind. Der Bewerber muß Verständnis ft1 r 
die Zusammenarbeit und den Umgang mit den freiwilligen 
Helfern des lSHO haben. 

Bewerbungen mit handgeschriebenem lebenslauf, lichtbild 
und beglaubigten Zeugnisabschriften werden binnen eines 
Monats erbeten an: 

DER INNENMINISTER 
DES LANDES SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Personal referat 
23 Kiel 

Düsternbrooker Weg 70190 



ealisierbare 
Die voraussichtliche Entwicklung der Kerntechnik in den nächsten 15 Jahre] 

I n dem folgenden Artikel erör­
tert Dr. Glenn T. Seaborg, der 

Vorsitzende der amerikanischen Atom­
energie-Kommission (AEC), neue und 
erweiterte Möglichkeiten zur Anwen­
dung der Kernenergie. Bis zu seiner Be­
rufung in die AEC war der Verfasser, 
dem 1951 für die Entdeckung und Dar­
stellung sogenannter synthetischer Ele­
mente (Transurane) der Nobelpreis für 
Chemie zuerkannt wurde, an der Uni­
versität Kalifornien tätig. 

* Die Möglichkeiten zur Nutzbarmachung 
der Kernkraft als Energiequelle sind 
mit dem Bau von Atomkraftwerken und 
Schiffsreaktoren noch längst nicht aus­
geschöpft. Ein Hauptfaktor in dieser op­
timistischen Beurteilung ist vor allem 
die Tatsache, daß die technische Bc-

herrschung der Gefahrenmomente im 
Betrieb nuklearer Anlagen - vom Isoto­
pengenerator bis zum Leistungsreaktor­
unter den verschiedensten Aspekten be­
reits demonstriert wurden. 
Gewiß, auf manchen Gebieten, wie dem 
der Anwendung von Reaktoren in der 
Raumfahrt, wird weitgehend nom ex­
perimentiert. In das entsprechende AuC­
gabengebiet fällt beispielsweise das 
KIWI-Reaktor-Experiment vom Januar 
1965 auf dem Gelände des Jackass Flat 
in Nevada, bei dem man - unter genau 
kontrollierten Bedingungen - einen 
Reaktor mittels seiner Eigenenergie in­
nerhalb Sekunden "pulverisierte". Er 
ist der Vorläufer nuklearer Antriebs­
aggregate für Raumfahrzeuge. Der Ver­
such sollte zeigen, ob lind mit welchem 
Sicherheitsgrad sich ein Raumschiff im 

Weltall solcher Nuklear-Triebwerke 
entledigen kann, wenn sie nicht mehr 
benötigt werden oder "ausgebrannt" 
sind. 

Frischwassergewinnung 
Schon in eineinhalb Jahrzehnten, etwa 
im Jahre 1980, wird die Anwendung von 
Kernkraft auch im Alltag weit mehr 
umfassen als nur die Erzeugung von 
Strom für die Energiewirtschaft. Das 
wichtigste und eindrucksvollste Bei­
spiel in dieser Hinsicht werden die zu 
diesem Zeitpunkt betriebsfähigen nu­
klearen Destillierwerke darstellen, die 
Meer- oder Brackwasser für die Trink­
und Brauchwasserversorgung großer 
Gebiete entsalzen und gleichzei tig eine 
hohe Kapazität in der Erzeugung von 
elektrischem Strom besitzen. 

Eine Dlckenmeßanlage als Beispiel der Anwendung Ionisierender Strahlung in der Industrie. Strahlungs­
absorptIonsanlage zur konlinulerlichen berührungslosen Messung der Dicke von Kunststoff·Folien oder Papier. 
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Allerdings wird bei der Verwirklichung 
dieser Pläne die internationale Zusam­
menarbeit, wie sie Präsident Johnson 
im vergangenen Jahr forderte (für Ok­
tober 1965 wurden mehr als 100 Länder 
zur Teilnahme an einer Fachkonferenz 
über diese Probleme der Meerwasser­
entsalzung nach Washington eingela­
den), eine nicht unerhebliche Rolle spie­
len. Jedenfalls sind die auf der Basis 
der großtechnischen Meerwasserentsal­
zung vorgesehenen Projekte zur Schaf­
fung neuer Zentren der Agrarwirtsdtaft 
und Industrie in ihrer wirtschaftlichen 
und sozialen Bedeutung nicht hoch ge­
nug einzuschätzen. Sie erschließen -
vor allem in Entwicklungsländern -
neue Gebiete der volkswirtschaftlidlen 
Nutzung und vermögen als Einzelpro­
jekt jeweils Hunderttausenden von 
Menschen die Existenz zu sichern. 

Wartungsfreie Generatoren 
Schon heute' ist es kein Wunschtraum 
mehr, daß nach dem Baukastenprinzip 
erstellte Reaktoren in völlig abgelege­
nen Gebieten, wie der Antarktis, wissen­
schaltliche Stationen mit Atomstrom 
versorgen. Kompakte~ auf Jahre hinaus 
wartungsfreie Kleinstreaktoren oder 
Radioisotopen-Generatoren für automa­
tisd1e Wetterwarten im ewigen Eis und 
auf Spezialbooten auf hoher See, für 
Leuchttürme sowie für Navigationshil­
fen an der Wasseroberfläche und am 
Meeresgrund sind - als Prototypen 
künftiger Generationen mit der 4-5fa­
d1en Leistungskapazität - bereits in 
Betrieb. 
Heute bilden sie noch eine Ausnahme, 
aber sicherlich nicht mehr im Jahre 
1980. Kompakt gebaute, leichte Strom­
generatoren und Schiffsantriebssysteme 
auf Kernkraftbasis werden in der all­
gemeinen Meeresforschung, speziell 
aber der Tiefseeforschung und der geo­
logischen und topographischen Untersu­
chung des Meeresbodens ebenso gute 
Dienste leisten wie beim Abbau der 
reichen unterseeischen Bodenschätze 
oder zum Betrieb von automatischen 
Relaisstationen in transozeanischen Ka­
beln und von Unterwasserwarnsyste­
men für militärische Zwecke. 
Die Merkmale "Rentabilität" und "Ein­
fachheit", die nukleare Generatoren al­
ler Größen zu starken Konkurrenten 
herkömmlicher Generatoren, Batterien 
und selbst den Brennstoffzellen macl1en, 
werden auch für ihre Anwendung in 
der allgemeinen Funk- und Fernmel­
detechnik, speziell aber zur Landebahn­
befeuerung auf F lugplätzen und für den 
Betrieb von Sicherheits- und Kontroll­
systemen in F lugzeugen und auf Schif­
fen, bestimmend sein. 
Viele der Kompakt-Reaktoren von 1980 
haben mit den heute gebauten Typen 
dann sicherlich nicht mehr viel Ähn-

lichkeit. Bei manchen wird der therm­
ionische Konverter, der Wärme-Ener­
gie direkt in elektrischen Strom um­
wandelt, unmittelbar Bestandteil des 
R-eaktorkerns sein. In der Entwicklung 
magnetohydrodynamiscl1er Systeme (sog. 
MHD-Reaktoren), die im wesentlichen 
frei von beweglichen Teilen sind, mit­
tels eines elektromagnetischen Pumpen­
effekts Energie im großen Maßstab er­
zeugen, dürften bis dahin beacl1tliche 
Fortschritte erzielt werden. Verbesser­
te Turbogeneratoren, die nichtreaktive 
Gase im geschlossenen Kreislauf als 
Medien der Wärmeübertragung benut­
zen, werden bei doppelt so hohen Tem­
peraturen arbeiten wie die der Reak­
toren der sechziger Jahre - und das 
bedeutet: mit einem wesentlich. höheren 
Nutzeffekt. 
Ähnlich wirkt sich die Umstellung auf 
Atomenergie in der Schiffahrt aus. 
Dank der hohen Marschgeschwindigkeit 
und Streckenleistung von Frachtschif­
fen und Tankern mit nuklearem An­
triebssystem verbilligen sich die Trans­
portkosten für 9as Frachtgut ganz er­
heblich. 

Atomenergie und Raumfahrt 
Schon der erste mit einem Radioiso­
topengenerator ausgerüstete Transit­
Satellit, der im Jahre 1961 gestartet 
wurde, zeigte die große überlegenheit 
nuklearer Stromquellen an Bord von 
Raumfahrzeugen gegenüber "herkömm­
lichen", in erster Linie mit Sonnenener­
gie betriebenen Batterien. Die nuklea­
ren Generatoren arbeiten jahrelang stö­
rungsfrei - im grellen Sonnenlicht 
w ie in der Dunkelheit des Weltraums, 
unter extremen Temperaturänderungen 
und bei intensiver Einwirkung kos­
mischer Strahlung. 
Es ist zu erwarten, daß 1980 nicht nur 
die Fernmelde- und Wetterbeobach­
tungssatelliten mit nuklearen "Batteri­
en" arbeiten, sondern auch Kernreakto­
ren verschiedener Leistungsstufen ihren 
festen Platz im amerikanischen Raum­
fahrtprogramm haben. Insbesondere bei 
den Robot-Sonden für die interplane­
tare Weltraumforschung un.d die direk­
te Erforschung der erdnahen Planeten 
im Sonnensystem sowie bei den be­
mannten Raumstationen und For­
schungsbasen auf dem Mond werden sie 
als Energiequelle für Triebwerke und 
andere Aggregate unentbehrlich sein. 

Technische Strahlung 
Aber - warum nur in die Ferne schwei­
fen? Gerade in bezug auf unsere rein 
"irdischen" Erfordernisse - in der Me­
dizin, Landwirtschaft, Industrie und der 
naturwissenschaftlichen Forschung auf 
allen nur erdenklichen Gebieten - ist 
der Wert der künstlichen Radioisotope 
ja schon längst erwiesen. Und ange-

sichts unserer neuestert Erkenntnisse 
könnte ich mir sehr wohl vorstellen, 
daß bis 1980 ganze Produktionszweige, 
die Kernstrahlung beispielsweise zur 
Konservierung von Nahrungsmitteln 
und Sterilisierung medizinischer Arti­
kel, zur Veredelung von Kunststoffen, 
Halbleitermetallen und anderen Mate­
rialien verwenden, neu erstanden sind. 
Wie weit die Pläne zur Anwendung nu­
klearer Sprengsätze beim Abbau von 
Erzlagern, bei der Ausbeutung von Erd­
öl- und Erdgasvorkommen, für Aushub­
arbeiten bei Kanal-, Hafen- und Stra­
ßenbauten bereits realisiert sein wer­
den, vermag ich noch nicht zu sagen, 
jedoch erwarte ich auch hier beachtliche 
Fortscl1ritte. 
über eines müssen wir uns jedoch im 
kJaren sein: Die Wegbereiter der Welt 
von 1980 sind die reine und angewandte 
Forschung und die Kerntechnik - ein 
Gebiet, auf dem weiterhin intensive 
Entwicklungsarbeit geleistet werden 
muß. Dabei ist es ganz natürlich, daß 
die Privatwirtschaft sich mehr und mehr 
in ForsdlUng und Entwicklung einschal­
tet und sich. auch finanziell stärker als 
bisher in dieser Hinsicht engagiert. 

5 Köln, Palmstraße 12 

liefert für den ES : 

kpl. Ausrüstungen 
Bereitschaftsregale 
Lagerregale 
Stahlschränke 
Schutzhüllen 
Rettungstafeln 
Wasserspeicher 
Schutzraum-Ausst. 
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EINE STAATSPOLITISCHE AUFGABE 
1m Rahmen einer Arbeitstagung der 
BLSV-Landesstelle Niedersachsen wur­
den in Bad Harzburg die Probleme des 
Zivilschutzes und der Zivilverteidigung 
behandelt. 
Vor mehr als 100 anwesenden Bezirks-, 
Orts- und Kreisstellenleitern sowie Gä­
sten aus den Zivilschutzorganisationen 
in der Schweiz und Holland sprachen 
ein Mitglied des Deutschen Bundestages 
und namhafte Referenten über die Pro­
bleme des Zivilschutzes und die Aufga­
ben des BLSV. 

I n dem festlich geschmückten Saal be­
grüßte Landesstellenleiter Jörn neben 

zahlreichen Vertretern der kommunalen 
Verwaltungen Vertreter der Zivilschutz­
organisationen der Schweiz und der 
Niederlande, den Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages Walter Schmidt 
(SPD),das BLSV-Vorslandsmilglied Mi­
nisterialrat Werner Kunze (Niedersäch­
sisches Ministerium des Innern), Oberst 
Bieling, Kommandeur des Verteidi­
gungsbezirkskommandos 23, den Präsi­
denten Dr. H. E. Jahn (Arbeitsgcmein~ 
schart demokratischer Kreise), Regie­
rungsrat Gottwald vom Wehrbereichs­
kommando 11, Landesstellenleiter Hecht 
(Bremen) und weitere zahlreiche Gäste, 
nidlt zuletzt die Vertreter von Nadl­
richtenagenturen, Zeitungen und des 
Norddeutschen Rundfunks. 
Als erster Referent sprach Walter 
Sdlmidt MdB. Braunschweig. Er führte 
u. a. aus: ..... Ich habe gerne zugesagt, 
das Referat zu übernehmen, weil ich -
wie auch meine Freunde - die Arbeit 
des BLSV sehr zu schätzen weiß. und 
ich halte die Formulierung des Themas. 
über das wir uns heute unterhalten. und 
zwar die Probleme des Zivilschutzes in 
politischer Sicht, tür absolut treffend. 
Denn in der Tat beinhaltet in der Bun­
desrepublik der Zivilschutz noch sehr 
viele Probleme." Mit präzisen Ausfüh­
rungen wandte sidl der Abgeordnete 
zunädlst dem Schutzbauproblem zu und 
betonte, daß nach Meinung seiner Frak­
tion das notwendige Maß an Schutz für 
die Bevölkerung erreicht werden kann. 
Abgeordneter Schmidt schloß mit den 
Worten: .. Die Ungewißheit, so meinen 
wir, ist das einzige Argument für die 
Notwendigkeit des Bevölkerungssdlut­
zes. Wir können nicht wissen, ob nicht 
eine solche Kriegshandlung stattfinden 
wird, bei der richtige Vorbereitung Mil­
lionen Menschen das Leben retten und 
anderen schreckliche Leiden lindern 
oder ersparen kann. Ich glaube, an die­
sen treffenden Beispielen können wir 
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ganz klar . erkennen. wie notwendig, 
meine Damen und Herren, Ihre Organi­
sation ist, und deshalb ist es auch ebenso 
notwendig. daß wir dieser, Ihrer Orga­
nisation, vom Bund her jede Unter­
stützung geben." 

Als nächster Redner wurde Redakteur 
Alboth vom Schweizerischen Bund für 
ZivilsdlUtz von den anwesenden 
Dienststellenleitern mit lebhaftem Bei­
fall begrüßt. Seine Ausführungen leite­
te er mit den Worten ein: "Ich betrachte 
es immer als Auszeichnung. in Ihrem 
Kreis sprechen zu dürfen. weil wir in 
der Schweiz wissen, daß Sie für uns 
oder für unseren Zivilschutz auch die 
Gebenden sind. Denn Sie haben ja die 
Schrecken des letzten Krieges in Ihrem 
Land erfahren müssen, und wir wurden 
mehr oder weniger davon verschont und 
sind im Aufbauprogramm unserer Or­
ganisation darauf angewiesen, mit den 
vom Krieg heimgesuchten Ländern zu­
sammenzuarbeiten. Das bestärkt auch 
unsere Aussage. daß wir den Zivilschutz 
nicht nur als eine nationale Aufgabe 
betrachten, sondern den Begriff etwas 
weiter fassen möchten. Ich mödlte sa­
gen, als eine Aufgabe. der heute alle 
Länder der freien Welt verpflichtet sein 
sollen. Und in diesem Sinne darf ich 
Ihnen allen audl den Gruß des Schwei­
zerisdlen Bundes für Zivilschutz über­
bringen ... " 

In eindringlidlen Worten sdlilderte Al­
boUl, daß ein berechtigtes Schutzinter­
esse des Mensdlen seit den Höhlenbe­
wohnern und Pfahlbauem bestanden 
habe. In seiner Beweisführung, daß mi­
litärische und zivile Landesverteidigung 
eine Einheit seien, führte er aus, daß 
ein hoher Schweizer Offizier gesagt ha­
be: ..... daß die Armee selbst das größte 
Interesse an einem funktionierenden 
Zivilsdlutz habe, denn lediglidl zur Ver­
teidigung von Friedhöfen will der Sol­
dat keine Opfer bringen." 

Die Schweizer Zivilschutzorganisation 
sei auch für die Durdlführung von 
Sdlutzmaßnahmen bei Naturkatastro­
phen aller Art verantwortlich. Zahlrei­
che Beispiele - wie zuletzt der Wasser­
alarm in Graubünden - hätten die Ein­
satzfähigkeit seiner Organisation be­
wiesen. Die Armee habe neben Truppen 
der aktiven Verteidigung 28 Bataillone 
zusätzlich als Luftschutz-Truppen tür 
den überörtlichen Einsatz. Der Einbau 
von Schutzräumen in allen Häusern und 
Fabriken sei in der Schweiz obligato­
risch. Abgerundet wurde der Vortrag 
mit der Vorführung von 2 nüchternen 
realistisch ausgestatteten Filmen, die 
ein anschauliches Bild von der Aktivität 
der Schweizer Bürger gaben. 

Schulzzuwachs schaffen 
.. Territoriale Verteidigung" hieß das 
Thema, über das Oberst Bieling, Hildes­
heim, Kommandeur des Verteidigungs­
Bezirkskommandos 23, spradl. Unter 
Hinzuziehung von Schaubildern beridl­
tete er über die Aufgaben der NATO­
Streitkräfte und der unter der nationa­
len Souveränität stehenden Territorial­
verteidigung. Besonders deutlich wur­
den in diesem Vortrag die Nahtstellen 
zwischen der Territorialen Verteidigung 
und dem Zivilschutz. Da die Gliederung 
.der Territorialen Verteidigung sidl 
räumlich an die Grenzen der kommu­
nalen GebietsauIteilung hält, ist eine 
flächenmäßige lückenlose Zusammenar­
beit auf allen Ebenen möglich. 
Mit großer Spannung wurde von allen 
Teilnehmern der Vortrag über die "Pro­
bleme der ZiviJverteidigung" des BLSV­
Vorstandsmitgliedes Ministerialrat Wer­
ner Kunze erwartet. An die Ausfüh­
rungen des Vorredners anknüpfend, 
schilderte Ministerialrat Kunze zu­
nächst die planerischen Aufgaben der 
Zivilverteidigung, die sich zusammen­
fassen lassen in den Begriffen Auf­
rechlerhaltung der Staatsgewalt, der öf­
fentlichen Sicherheit und der Ordnung, 
der Rechtspflege, des Post- und Fern­
meldewesens, der Sicherstellung des 
Verkehrs und in erster Linie natürlidl 
des Schutzes der Zivilbevölkerung. 

Da es ein konkretes Kriegsbild nie ge­
ben wird, könne die Planung nur vom 
härtesten Kriegsbild, dem Einsatz von 
Kernwaffen. ausgehen. In jedem Fall 
sei mit militärischen Bewegungen von 
West nach Ost zu rechnen, während die 
Flüchtlingsbewegung in umgekehrter 
Richtung verlaufen würde. Da jede 
Straßenkapazität dringend für militäri­
sche Zwecke gebraucht würde und 
außerdem die Bevölkerung im Freien 
schutzlos dem radioaktiven Nieder­
schlag ausgesetzt sei, könne die Siche­
rung der Bevölkerung nur in den Woh­
nungen erfolgen. Ohne Besdlönigung 
stellte Ministerialrat Kunze klar heraus, 
daß der Schutzzuwachs der Bevölkerung 
nur durch die Anlage von Schutzräu­
men erreicht werden könne. Da die Be­
völkerung zu allen Tageszeiten stark 
fluktuiere, käme man audl nicht mit 
der Anzahl von Schutzplätzen in der 
Höhe der Einwohnerzahl aus, sondern 
müsse zusätzlich an den Arbeitsplätzen, 
an Verkehrsknotenpunkten, in Kran­
kenhäusern, Schulen usw. Schutzräume 
errichten. Diese Forderung müsse um 
so mehr betont werden, als man mit 
Warnzeiten von nur wenigen Sekunden 
zu rechnen habe. Es sei unendlich zu 
bedauern, daß das Gesetz zur Schaffung 



von Schutzräumen seit 10 Jahren aul 
sich warten lasse, da seit diesem Zeit­
raum Millionen Wohnungen entstanden 
seien. Weiter setzte sich der Redner 
dann mit dem Wohlstandsdenken der 
Bundesbürger auseinander. Gerade die­
ser Wohlstand brächte grundsätzlich 
Erschwernisse bei der Planung aller Zi­
vilschutzmaßnahmen mit sich, da schon 
allein der Ausfall von Elektrizität fast 
das gesamte Wirtschaftsleben, bis hi­
nein in jede Wohnung, zum Erliegen 
brächte. Auch die Evakuierung der Zi­
vilbevölkerung sei ein Problem beson­
derer Art, da die Kapazität der Land­
kreise voll ausgelastet sei. 

Ministerialrat Kunze schloß mit den 
Worten: "Wenn Sie Ihr Selbstschutzge­
setz bekommen, meine Damen und Her­
ren, mit dem Sie arbeiten wollen - und 
ich weiß, daß Sie darauf geradezu bren­
nen, sich in die Arbeit zu stürzen -, 
dann kann Ihre Arbeit nur sinnvoll 
sein, wenn dem Selbstschutzgesetz un­
mittelbar das Schutzraumbaugesetz 
folgt. Wenn Sie den Selbstschutz drau­
ßen in der Öffentlichkeit in Angriff 
nehmen wollen, ohne daß das Schutz­
raumbaugesetz folgt, meine Damen und 
Herren, dann wird dieses Selbstschutz­
gesetz ein böser Bumerang hinsichtlich 
der psychologischen Situation ... " 
.. Wir haben es nicht nötig, uns etwas 
vorzumachen. Deshalb meine ich, wir 
sollten aus der Sicht des BLSV - und 
ich habe ja die Ehre, auch Ihr Vor­
standsmitglied zu sein - nüchtern fest­
stellen, daß wir erst zufrieden sein kön­
nen, wenn wir das Selbstschutzgesetz 
und das Schutzraumbaugesetz haben. 
Erst dann können Sie ehrlich der Be­
völkerung gegenübertreten. In diesem 
Sinne, meine Damen und Herren, hof­
fen wir, daß es bald kommt, und dann 
·ran an die Arbeit zum Wohl unserer 
Zivilbevölkerung ... 

Das Abwehrpotential stärken 
Der Präsident der Arbeitsgemeinschaft 
demokratischer Kreise, Dr. H. E. Jahn, 
ging als Vertreter der CDU in seinem 
Referat ebenfalls zunächst auf die ge­
plante Notstandsgesetzgebung ein. Sehr 
deutlich stellte er heraus, daß ein Not­
standsgesetz nur dann einen Sinn habe, 
wenn es praktikabel sei. Der Bundes­
bürger lebe in der Illusion, daß alles 
so weitergehen müsse. Die Kennzeichen 
des Menschen, die Dr. Jahn psycholo­
gisch klar herausstellte, seien die einer 
Welt "als ob", in der die Freiheit bis 
zum Nihilismus praktiziert werde. Da­
gegen seien im kommunistischen Block 
alle Menschen psychologisch mit dem 
Zivilschutz vertraut gemacht. Allein in 

der UdSSR gäbe es 30 Millionen ausge­
bildete Luftschutzhelfer. Anhand zahl­
reimer Beispiele bewies er, daß die 
Luftschutzmaßnahmen des 2. Weltkrie­
ges Millionen Menschen das Leben ge­
rettet haben und diese Maßnahmen 
auch heute noch, abgestellt auf die mo­
dernen Waffenwirkungen, Sinn hätten. 
Nur wenn das Abwehrpotential der 
Bundesrepublik so stark wie möglich 
gemacht werde, sei eine Absdlreckung 
glaubwürdig. Bei dieser Forderung ge­
nüge das Prinzip der Freiwilligkeit al­
lein nicht. Daher müßten die gesetzli­
chen Grundlagen bald geschaffen wer­
den. 
In weiteren Ausführungen wandte sich 
der Vortragende gegen jede Geheimnis­
krämerei und die Verniedlichung der 
Waffen wirkungen. Am Beispiel der 
Amerikaner, die mit sehr realistischen 
Zahlen in ihren übungen operieren, be­
wies er, daß die Einsicht der Bevölke­
rung durch Aufzeidmung von wirklich­
keitsnahen Unterlagen nur gestärkt 
werde. 
Der erste Abend dieser Arbeitstagung 
endete mit einer Lehrvorführung eines 
Selbstschutzzuges auf dem Gelände der 
Mathildenhütte. 
Zu Beginn des zweiten Tages sprach 
Referent Willi Hoffschild von der Bun­
deshauptstelle des BLSV über die "Aus­
bildungsarbeit des BLSV". Er entwickel­
te den Dienststellenleitern anhand eines 
10-Jahres-Planes die wachsenden Aus­
bildungsaufgaben des BLSV nach Ver­
kündung des Selbstschutzgesetzes. 
Anschließend referierte Regierungsrat 
Gottwald vom Wehrbereichskommando 
11 über "die Freistellung vom Wehr­
dienst für Helfer des BLSV und des 
Selbstschutzes". Seine von der guten 
Zusammenarbeit zwischen Wehrbe­
reichskommando und BLSV -Landesstel­
Je getragenen Ausführungen zeigten 
den Dienststellenleitern noch einmal 
Möglichkeiten und Grenzen der Frei­
stellung auf und klärten in einer Dis­
kussion bestehende Zweifel. 
Nach einem Grundsatzreferat des Lan­
desstellenleiters Jöm über die Aufga­
ben der Orts- und Kreisstellenleiter des 
BLSV in Niedersachsen fuhren die Ta­
gungsteilnehmer mit Sonderbussen an 
die Demarkationslinie des sowjetisch­
besetzten Teils von Deutschland. Insbe­
sondere für die ausländischen Delega­
tionen war dieser unmittelbare Ein­
druck der Teilung Deutschlands von 
eindringlicher Realität, da nur wenige 
Meter jenseits des Stacheldrahtes ost­
deutsche Volkspolizisten am weiteren 
Ausbau des Sperrgürtels arbeiteten. 
Die Tagung klang mit einem Kamerad­
schaftsabend aus. 

Abwurf ohne 
Fallschirm 
Im Notfall 
Wasser aus der Luft 
Neue Wasserbehälter 
zerschellen nicht beim 
Aufprall 

D ie Versorgung abgeschnittener 
Menschengruppen in Katastro­

phengebieten ist vielfach nur mit Flug­
zeugen oder Hubschraubern möglich. 
Bei fehlenden Landemöglichkeiten, z. B. 
in überflutungsgebieten oder zerklüfte­
tem Terrain, blieb bisher manchmal kei­
ne andere Wahl, als Lastenfallschirme 
einzusetzen. Durch unberechenbare Luft­
strömungen und Winde erreichten die 
Fallschirme oft ihr Ziel nicht und gin­
gen verloren. 
Dieses Problem beschäftigt Ingenieure 
und Techniker schon seit längerer Zeit. 
Nach mehrjährigen Versuchen ist es nun 
einer westdeutschen Firma gelungen, 
Flüssigkeitsbehälter zu entwickeln, die 
man ohne Fallschirm aus beliebiger Hö­
he im Ziel wurf abwerlen kann! Die Be­
hälter werden beim Aufprall nicht zer­
stört und der Nutzinhalt (Trinkwasser, 
flüssige Speisen oder Treibstoff) bleibt 
unversehrt erhalten. Der in Serien ge­
fertigte Standard-Abwurfbehälter hat 
ein Fassungsvermögen von 25 1; auf 
Wunsch können Farbelemente mitgelie­
fert werden, die auf dem Erdboden mar­
kieren, wo der Aufprall erfolgte. Da­
durch läßt sich der Behälter schneller 
auffinden. 
Der Abwurf erfolgt einzeln oder mit 
mehreren Behältern zusammen auf Pa­
letten. Die stabile, absolut sichere Kon­
struktion beruht auf dem Doppelbehäl­
terprinzip. Dieses System ist aum dann 
noch funktionsfähig, wenn eine Behäl­
terhaut beim Aufprall beschädigt wird. 
Als Werkstoff dient ein hoch festes, fle­
xibles Behältermaterial, dessen Zusam­
mensetzung noch Werksgeheimnis ist. 
Zur Erleichterung des Transportes sind 
am Außenbehälter Haltegriffe eingear­
beitet. Das Gewicht des Abwurfbehäl­
ters beträgt 4 kg; seine äußeren Ab­
messungen 63 X 90 cm. 
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Wenn das Rathaus nicht mitzieht 
Ein OrtssteIlenleIter klagt über mangelnde Unterstützung 

Dcr nachstehend auszugsweise veröffent­
lichte Brief eines ehrenamtlichen Ort5-
stellenleitcrs gibt die schwierige Lage 
solcher Dienststellenleiter des BLSV 
wieder, denen weder von dem zustän­
digen Gemeindebeamten, dem örtlichen 
Luftschutzleiter, noch von der Gemein­
devertretung Unterstützung zukommt. 
Solange ein Selbstschutzgesctz nicht ver­
abschiedet. wurde, liegt es im Ermessen 
dieser Stellen, den Selbstschutz in ihrer 
Gemeinde durch Unterstützung der 
BLSV-Dienststelle vorausschauend zu 
fördern (AIJgemcine Verwaltungsvor­
schrift über die Leitung des zivilen Luft­
schutzes im Luftschutzort, I, 6, vom 12. 1. 
1961). Wo dies im Ausnahmefall noch 
nicht geschieht, muß der Ortsstellenlei­
teT eine gesetzliche Aufgabe - Aufklä­
rung der Bevölkerung sowie Organisa­
tion und Ausbildung freiwilliger Helfer 
für den Selbstschutz (Erstes Gesetz über 
Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevöl­
kerung, § 31, 6, vom 9. 10. 1957) - ohne 
Unterstützung aus dem Rathaus zu er­
füllen versuchen. (Die Redaktion) 

163 250 22 7 
!lI63 300 23 6 
111 63 300 25 19 
IV/63 300 24 15 
V 63 350 20 8 
VI63 350 32 21 
VII 63 350 40 23 
I 64 300 20 8 
11 64 300 18 5 
Nachholer 87 41 3 

2887 (100'/,) 265 (9,2'/,) 115 (4'/,) 

Das Ansprechen der sog. "Weißen Jahr­
gänge" brachte folgende Ergebnisse: 
IV/64 200 25 8 
V/64 180 30 10 
bisher zusammen: 

3267 (100'/.) 320 (8,4'/.) 133 (3,5'/.) 
Die erst jetzt beginnende praktisdlC Aus­
bildung im ABC-Schutz, in den Staffeln 
des Selbstschutzzuges usw. sieht nicht 
besser aus. 
An der Landesschule waren bisher 31 
Helfer. Vorträge, Ausbildung, Unter­
kunft usw. sind dort ausgezeichnet. Lei­
der ist die TeIlnehmerzahl begrenzt, ich 
hiHte sonst schon über die doppelte Zahl 
zu den Lehrgängen der Landesschule 
abstellen können. 
Der Grund für dieses unbefriedigende 
Ergebnis liegt in erster Linie darin, daß 
noch kein Gesetz verabschiedet wurde. 
das die Teiln:lhme an der Ausbildung 

im Selbstschutz zur Pflicht macht. Eben­
fall s müßte dann die Stadtverwaltung 
Büroräume, Ausbildungsräume, Unter­
stellgelegenheiten für die Ausrüstung 
der Se-Züge, Obungsgelände usw. zur 
Verfügung stellen. Bis heute habe ich 
nur die Aula in einer Schule mit 30 Stühl­
chen für Kinder. Die erwachsenen Män­
ner wissen nicht, wie sie sitzen sollen! 
Bisher wurden von der Ortsstelle an 
Vorträgen, Veranstaltungen, praktischen 
übungen, Erste-Hilfe-Lehrgängen, fach­
lichen Unterweisungen usw. durchge­
rührt : 1963 : 101 ; 1964 : 147 (1960 bis 1962 
können nicht gerechnet werden). Im Ge­
samlüberblick und im Hinblick auf die 
von mir und meinen Kameraden aufge­
wendeten Mühen gesehen, doch ein sehr 
mäßiges Ergebnis! 
So geht es aber aut keinen Fall weiter! 
Wenn der Zivilschutz nicht auf Pfticht­
maßnahmen aufgebaut wird und die 
Verwaltungen angewiesen werden, die 
notwendigen Räume. und alle sonstigen 
Hilfen zu stellen. wird der gedamte 
Zivilschutz nicht die nötige Ergänzung 
der militärischen Verteidigung werden. 
Die Beamten und Angestellten der 
Stadtverwaltung sind ein besonderes 
Kapitel. Sie erscheinen noch nicht ein­
mal, wenn sie vom Stadtdirektor beur­
laubt wurden. Es wirkt sich natürlich 
aut die Bürger aus, wenn dann von 35 
nur 9 erscheinen! 
Weitere Einzelheiten stehen zur Verfü­
gung. Wir am Ort sind "Front", und so 
sieht es bei uns aus! Ich würde mich sehr 
freuen. wenn Ihnen diese Zeilen etwas 
gesagt haben und die Pflicht durch ein 
Selbstschutzgesetz klargestellt wird. 

Seit vier Jahren bin ich ehrcnamUicher 
Leiter einer BLSV-Ortsstelle mit 37370 
Einwohnern. Ich betone, daß ich nichts 
gegen irgendeine Person habe und mir 
auch kein Urteil anmaße, aber weder der 
Stadtdirektor noch der Rat der Stadt 
haben bis heute ein wesentliches Inter­
esse an unserer gemeinsamen Aufgabe 
bezeugt. Ohne den Rat kann der örtliche 
LS-Lciter nichts tun, dieser aber erklärt : 

Hauptpersonalratswahl im BundesluHschutzverband 

"Wir sehen keine Notwendigkeit dazu 
und haben aum keine klaren Anwei­
sungen." Die Freiwilligkeit wird von vie­
len Bürgern für Unsinn gehalten. Daß 
in unserer Demokratie auch der einzelne 
Bürger Verteidigungspflichten hat, wird 
nicht eingesehen; jeder sieht nur seinen 
Geldbeutel. Meine ehrenamtliche Tätig­
keit wird verlacht. 

Das Ansprechen der Bürgerschaft war 
von 1960 bis 1963 ohne jeden Erfolg. 
Warum? 

1. Jeder erklärte, daß bei Explosion 
einer Atombombe doch alles hin sei, usw. 

2. Ablehnende Haltung des Rates und 
der OfTentlichkeit. 

3. Keine erkennbare Hilfe durch den ört­
lichen LS-Leiter. 

4. Keine Unterstützung durch die poli­
tischen Parteien im Ort. 

5. Das Fehlen von gesetzlichen 
sungen zur Teilnahme an der 
dung als Pflicht. 

Anwei­
Ausbil-

Nachstehend eine übersicht der bisher 
durchgeWhrten Grundausbildungen, wo­
bei die erste Zahl die Nummer des Aus­
bildungsvorhabens, die zweite die Zahl 
der ergangenen Einladungen, die dritte 
die Zahl der zur ersten Stunde Erschie­
nenen. die vierte diejenigen nennt, die 
an allen zehn Stunden teilnahmen. 

30 

Am 27. April 1965 standen innerhalb des 
Geschäftsbereichs des BundesluftsdlUtz­
verbandes insgesamt 1275 Bedienstete, 
davon 

5 Beamte 
1134 Angestellte (BAT) 
136 Arbeiter (MTB) 

vor der Entscheidung, im Wege derGrup­
penwahl elf Vertreter der Gruppe der 
Angestellten und zwei Vertreter der 
Gruppe der Arbeiter, somit dreizehn 
Mitglieder des Hauptpersonalrates, aue 
die Dauer von drei Jahren neu zu 
wählen. 
Die Angehörigen der Gruppe der Be­
amten machten von ihrem Remt, im 
Hauptpersonalrat vertreten zu sein, kei­
nen Gebrauch und schlossen sich für 
diese Wahl der Gruppe der Angestell­
ten an. 
Es war keine leichte Arbeit für den 
Hauptwahlvors tand bei der Bundes­
hauptsteIle in Köln, gemeinsam mit den 
Bezirkswahlvorständen bei den Landes­
stellen, der Bundesschule und bei zahl­
reichen Orts- und Kreisstellen diese 
Wahl einzuleiten und erfolgreich zum 
Abschluß zu bringen. 
Um so erfreulicher war das Ergebnis, 

daß bei einer Wahlbeteiligung von 92,7°/0 
aller Wahlberechtigten für die Gruppe 
der Angestellten 1028 gültige Stimmen. 
für die Gruppe der Arbeiter 118 gültige 
Stimmen bei insgesamt nur 37 ungültigen 
Stimmen abgegeben wurden. 
Im einzelnen führten die nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl abge­
gebenen Stimmen zu folgenden Ergeb­
nissen: 

Gruppe der Angestellten (BAT) 
Vorschlag sliste 
l. DAG Nord 
2. DAG Süd 
3.0TV 

gOltlge' Stimmen 

320 
207 
287 

4. BLSV-Bedicnstete 
Nordrh.-Westfalen 214 

Gruppe der Arbeiter 
Vorschlatsllste 
l. OTV 

tUftl ge StI"'men 
40 

2. Einheitsliste MTB 37 
3. Freie Liste MTB 41 

Sil u 
4 
2 
3 

2 

SIIU 

1 

1 

Insoweit ist auch die Feststellung inter­
essant, daß zwölf Mitglieder des neu­
gewählten Hauptpersonalrates der Deut­
schen Angestellten-Gewerkschaft bzw. 
der Gewerkschaft Offentliche Dienste, 



Transport und Verkehr angehören und 
das restliche Mitglied sich dazu bereit 
erklärt hat, einer dieser Gewerkschaften 
beizutreten. 
Der neugewählte Hauptpersonalrat setzt 
sich wie folgt zusammen: 
1. Max Gust, Leiter der Ortsstelle in 
Duisburg, Angestellter; 
2. Gerd Sdlipke, Hauptsachgebietsleiter 
in der Bundeshauptstelle, Angestellter; 
3. Günter Kopsieker, Leiter der Bezirks­
stelle Arnsberg, Angestellter; 
4. Otto Rademadler, Leiter der Ortsstelle 
in Wiesbaden, Angestellter; 
5. Eridl Broders, Sachbearbeiter in der 
Bundeshauptstelle, Angestell ter; 
6. Hans Rittweiler, Leiter der Bereichs­
stelle Nordwest in München, Angestell­
ter; 
7. Erwin Vent, Sachbearbeiter in der 
Bundeshauptstelle, Angestellter; 
8. Walter Griep, Sachbearbeiter in der 
Landesstelle Niedersachsen, Angestell ter; 
9. Eduard Frenz, Leiter der Bezirksstelle 
in Augsburg, Angestellter; 
10. Herbert Krahn, Hauptsachgebiets­
leiter in der Landesstelle Baden-Würt­
temberg, Angestellter; 
11. Willi Heinitz, H auptsachgebietsleiter 
in der Landesstelle Schleswig-Holstein, 
Angestellter; 
12. Frau Martha Handelsmann, Ködlin in 
der Landesschule Voldagsen, Arbeiterin; 
13. Fritz H aferkemper, Hausmeister in 
der Landesschule Körtlinghausen, Ar­
beiter. 
Am 12. Mai 1965 wurden anläßlich der 
konstituierenden Sitzung auf der Spar­
renburg in Bielefeld der Vorstand 
des Hauptpersonalrates, das den Vorsitz 
übernehmende Vorstandsmitglied und 
dessen Stellvertreter mit folgendem Er­
gebnis gewählt: 
Der Angestellte Broders und der Arbei ­
ter Haferkemper als ordentliche Vor­
standsmitglieder und Gruppenvertreter, 
die Angestellten K opsieker und Heinitz 
als zusätzliche Vorstandsmitglieder, 
der Angestellte Broders einstimmig als 
Vorsitzender des Hauptpersonalrates, 
die Angestellten Vent und Rademacher 
als erster und zweiter Stellvertreter des 
Vorsitzenden. 
Die konstituierende Sitzung des Haupt­
personalrates erlebte ihren offiziellen 
Höhepunkt in einer gemeinsamen Aus­
sprache mit dem Präsidenten des Bun­
desluftschutzverbandes, Herrn Ober­
stadtdirektor Kuhn, dem Ständigen Ver­
treter des geschäftsführenden Vorstands­
mitgliedes des Bundesluftschutzverban­
des, Herrn Mackle, und dem Leiter der 
BLSV- Landesstelle Nordrhein-West­
falen, Herrn Ketteler. 
Miteinander und füreinander als Helfer 
einer großen Hilfsorganisation - das ist 
das gemeinsame Ziel - für den Haupt­
personairat und für die Gesdläftsführer 
des Bundesluftschutzverbandes auch für 
die kommenden drei Jahre, in deren Ver­
lauf eine Vielzahl von Aufgaben und 
sozialer Probleme zu lösen sein werden. 

E. Vent 

Nach der konstituierenden Sitzung stellt sich 
der Vorstand des neugewählten Hauptpersonal­

.... rats des Bundesluftschutzverbandes auf der 
'IIIIIIIIIII Sparrenburg In Bleiefeld dem Fotografen. 

Landessl'ellen 
beric hl'en 
SCHLESWIG-HOLSTEIN 

.,Großkatastroph e" 
in der I-Iansestadt Lübeck 

Am Sonntag, dem 4. April, wölbt sich über 
der Hansestadt Lübeck ein strahlend blauer 
Frühlingshimmel. Jung und alt erfreut 
sich des Sonnenscheins nach der langen 
Winterzeit. 
Plötzlich ein explosionsstarker Knall. Die 
Menschen in der Nähe zucken zusammen 
und schauen in der Richtung des Knalls 
zum Hlmme1. Es vergeht einige Zeit, man 
diskutiert noch, was es gewesen sein kann, 
da - Sirenengeheul. Fahrzeuge des LSHD 
jagen mit Blaulicht zu dem Gelände der 
Artilleriekaserne an der Autobahn Lü­
beck:-Travemünde. Man sieht an den Ge­
bäuden schweren schwarzen Rauch auf­
steigen, der sich schnell ausdehnt und eine 
Großkatastrophe anzeigt. 
Was war wirklich geschehen? Der Bürger­
meister der Hansestadt Lübeck: hatte als 
örtlicher Luftschutzleiter für alle Zivil­
schutzkräfte der Stadt eine Katastrophen­
einsatzübung angeordnet, die geladenen 
Gästen und der Bevölkerung, die durch 
die Zeitungshinweise eingeladen war, zei­
gen sollte, wieweit die Aufstellung und 
Ausbildung des Selbstschutzes durch den 
BLSV gediehen ist; zugleich sollte die 
übung die Leistungsfähigkeit der LSHD­
Kräfte demonstrieren. An diesem schönen 
Sonnentag und zu früher Stunde waren 
über 2500 Bürger der Stadt anwesend. Ob­
gleich das übungsgelände 6 km vom Kern 
der Stadt entfernt am Stadtrand liegt und 
mit keinem öffentlidlen Verkehrsmittel zu 
erreichen ist. Unter den Gästen sah man 
a ls Vertreter der Landesregierung u. a. 
Ministerialrat Opalka und Regierungs­
direktor Dr. Weiß; von der Stadt Neu­
münster war Oberbürgermeister Lehmkul 
anwesend. Vertreter der Parteien, der 
Wirtschaft, des Handwerks und der Ge­
werkschaften verfolgten die Einsätze inter­
essiert. Presse, Fernsehen und Rundfunk 
notierten und filmten eifrig. 
übungslage: EineKatastrophe, wie sie täg­
lich geschehen kann, war der übung zu­
grunde gelegt. 9.56 Uhr - ein Flugzeug 
über Lübeck. Plötzlich verliert es an Höhe, 
bedenklich niedrig jagt es über die Auto­
bahn und stürzt auf dem Gelände der Ar­
tilleriekaserne auf ein Haus. 10000 I Kraft­
stoft geraten in Brand. Umliegende Häu­
ser werden durch umherfliegende Flug­
zeugtrümmer beschädigt. In einem in der 
Nähe stehenden Wohn- und Geschäftshaus 
bricht ein Brand aus. 
Bürgermeister Wartemann erhält die Mel­
dung: Transportflugzeug mit radioaktiven 
Isotopen an Bord ist a bgestürzt. Menschen 
sind verletzt und verschüttet; Brände sind 
ausgebrOchen. Der Bürgermeister ala r­
miert über den Katastrophenabwehrleiter 
der Hansestadt Lübeck, Senator Peters, 
Einheiten des LSHD, die sich gerade in 
der Nähe bei der Ausbildung befinden. 
Die ABC-Bereitscha[t sperrt sofort das 
Gelände ab. Es wird festgestellt, daß das 
brennende Gebäude strahlungsfrei ist. Je­
doch erfordert die Katastrophe in ihrem 
Ausmaß den Einsatz vieler Kräfte. über 

Oie Laienhelfer-Staffe1 eines LObecker Selbst­
schutzzuges wird von jungen Mädchen zwischen 
15 und 17 Jahren gebildet. Sie haben bel der 
KatastrophenelnsatzUbung bewiesen, daß sie 
Im Ernstfalle helfend einzugreifen verstehen. 

Funk werden Berufsfeuerwehr, Sanitäts­
dienst, Bergungsdienst, Veterinärzug, Fern­
meldezug, THW, DRK, ASB, DLRG, Ju­
gend-DRK und der Bundesluftschutzver­
band mit seinen Helfern von der Kata­
strophe benachrichtigt. Fast 800 freiwil­
lige Helfer folgen der Alarmierung. Es ist 
die größte Katastropheneinsatzübung, die 
nach dem Krieg in Schleswig-Holstein 
stattfand. 60 Helferinnen und Helfer der 
Ortsstelle Lübeck stehen zum Einsatz be­
reit, um ihr Können unter Beweis zu 
stellen. 
Die Lage für den BLSV: Ein Geschäfts­
haus mit Wohnungen und ein zweites 
Haus sind durch den Flugzeugabsturz 
stark in Mitleidenschaft gezogen. In dem 
Geschäftshaus bricht ein Feuer aus. Die 
Selbstschutzgemeinschaft des Hauses und 
die des Nachbarhauses beginnen mit Ein­
stellspritzen die Brandbekämpfung. Mit 
der Eimerkette wird Löschwasser heran­
gebracht. Der Brand dehnt sich aus, die 
Hausgemeinschaften sind überfordert. Der 
GeSchäftsbetrieb setzt seine TS 0,5 ein. Das 
in den Geschäftsräumen gelagerte Material 
ist jedoch leicht entflammbar, der Brand 
findet reichlich Nahrung. Der Leiter des 
Se-Bezirkes hat bereits den Selbstschutz­
zug angefordert. Die Kraftspritzenstaffel 
nimmt mit allen verfügbaren Rohren die 
Brandbekämpfung auf und kann in kurzer 
Zeit den Brand löschen. Aus dem Neben­
haus werden Verschüttete und Verletzte 
gemeldet. Die Rettungs- und Laienhelfer­
staffeln werden eingesetzt. Ein Rettungs­
hund hat sehr schnell den Verschütteten 
gefunden und verbellt. Die Laienhelfer­
staffel leistet Erste Hilfe. Ein Verletzter 
kann nicht über die Treppe transportiert 
werden, er muß aus dem Fenster ab­
geleitert werden. Alles geht schnell, sicher 
und lautlos vor sich. Wieder übernimmt 
die Laienhellerstaffel, bestehend aus jun­
gen Mädchen zwischen 15 und 17 Jahren, 
die Betreuung. Inzwischen kommt der 
Arbeiter-Samarlterbund und übernimmt 
die Verletzten zu weiterer Versorgung und 
zum Abtransport. . 
über den Lautsprecher des Filmwagens 
erklärt Ortsstellenleiter Neis den Ablauf 
der übung. 
Ein aufgebauter Stand mit Werbeschriften 
und die Filmvor[ührungen finden ein inter­
essiertes Publikum. Am Schluß der übung 
konnte die Ortsstelle 100 Meldungen für 
die Selbstschutzgrundausbildung und 20 
neue Helfer verzeichnen. 

31 



BAYERN 

BLSV und VdH In Ingols tadt 
Ein Gespräch, das einen außerordentlich. 
vielversprechenden Verlauf nahm, wurde 
in Ingolstadt zwischen dem Bundesluit­
schutzvcrbnnd und dem Verband der 
Heimkehrer im Rahmen einer Informa­
tionstagung geführt. Für den Bundesluft­
schutzverband sprach der Ständige Ver­
treter des Landesstellenleiters. Hans 
Seholz, der selbst dem VdH angehört und 
in Baden-Württembcrg entsdleidend zum 
Aulbau dieses Verbandes beigetragen halo 
Der Verband der Heimkehrer wurde durch 
den Landesgeschärtsführer Franz Schieß­
leI' (Landesvorstand) vertreten sowie 
durch die Vorsitzenden der Bezirksver­
bände und deren Stellvertreter (Landes­
beirat). 
In überzeugenden Einzelreferalen über die 
Aufgaben und die praktische Arbeit des 
Bundesluftschutzverbandes beim Aufbau 
des Selbstschutzes sowie die Möglichkei­
ten einer Zusammenarbeit zwischen BLSV 
und VdH legte Hans Scholz die Grund­
lage zu einer fruchtbaren Diskussion. Aus­
bildungs- und Aufklärungsfilme des BLSV 
veranschaulidlten das gesprod'lene Wort. 
Die Bezirksverbandsvorsitzenden des VdH 
erklärten sich bereit, die Arbeit des BLSV 
zu unterstützen und die Durchführung von 
Aufklärungsveranstaltungen . in den Orts­
und Kreisverbänden zu fördern. Ein Teil 
der Herren entschloß sich sogar, über ihre 
eigene Verbandsarbeit hinaus im Bundes­
luftschutzverband aktiv zu werden, so den 
Appell zur gegenseitigen HilIsleistung in 
Not und Gefahr weiterzutragen und selbst 
praktisch zu realisieren. 

S AARLAND 

Vertreter des S tadtparlaments erhielten 
Informa tionsmappe 
Die Ortsstelle Saarbrücken des BLSV hat­
te Anfang März im Rahmen ihres Werbe­
und Aufklärungsprogramms den gewähl­
ten Volksvertretern des Stadtparlamentes 
eine Informationsmappe übersandt und 
die Stadtverordneten um ihre Mithilfe 
beim Aufbau des Selbstschutzes gebeten. 
Eine erste erfreuliche Reaktion kam vom 
Vorstand der SPD-Fraktion des Stadtra­
tes. Als stärkste Fraktion des Stadtrates. 
bat diese die Ortsslelle um eine gründ­
liche Information. Diesem Wunsche ent­
spredlCnd wurde für den 24. April eine 
Informationstagung vereinbart. 
Ortsstellenleiter Hans Umlauf begrüßte die 
Stadtverordneten und dankte ihnen für 
ihre Absicht, sich über den Selbstschutz in 
der Landeshauptstadt zu informieren. 
Sein Vortrag fand ungeteilte Aufmerk­
samkeit bei den Zuhörern. In der an­
sdlließenden Aussprache konnten erfreu­
liche übereinstimmungen in den Auffas­
sungen festgestellt werden; die Teilneh­
mer bekundeten ihr großes Interesse am 
Schutz der Zivilbevölkerung. Fraktions­
vorsitzender Nickeie sagte zu, die Orts­
stelle des BLSV in ihrem Bemühen, den 
Selbstschutz in Saarbrücken zu organisie­
ren, tatkräftig zu unterstützen. Die Vor­
führung des Films .. Die Antwort" beschloß 
den ersten Teil der Tagung. 
Aut dem übungsgelände der Ortsstelle 
Saarbrücken erhielten die Stadtverordne­
ten einen überblick über die Ausbildung 
eines Selbstsclmtzzuges. Sie waren von 
der guten Ausbildung und ebenso von der 
Begeisterung der HeUer für ihre Aufgabe 
sichtlich beeindruckt. 
Die mehrstündige Tagung endete mit 
einer Abschlußbesprechung, in der sich 
SPD-Fraktionsvorsitzender Helmut Nik­
kele für die anschaulichen Informationen 
bedankte. Die Helferinnen und Helfer wa­
ren stolz über die anerkennenden Worte, 
die der Fraktionsvorsitzende für ihre 
übungen fand. 
Anerkennung für die Arbeit des BLSV 
und Beweis für den Erfolg dieser Tagung 
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war die Aufforderung des FraktIonsvor­
sitzenden an seine Parteifreunde, an einer 
Selbstschutz-Grundausbildung teilzuneh­
men und HeUer im BLSV zu werden . Der 
Fraktionsvorstand der SPD werde, so be­
tonte der Vorsitzende, künftig dem Zivil­
schutz seine besondere Aufmerksamk eit 
zuteil werden lassen. Er hoffe jedoch, daß 
auch die Kollegen de r übrigen im Stadtra t 
vertretenen Parteien sich recht bald mit 
der Ortsstelle über deren Anliegen fü r ge­
meinsame Maßnahmen zum Schutz der Z i­
vilbevölkerung unterhalten möchten. 

H. Simon 

BADEN-WtJRTIEMBERG 

Politike r und Selbstsmulz 
Aus zwei Gründen hatte sidJ. Ende April 
vergangenen Jahres die Landesstelle an 
alle in Baden-Württemberg gewählten 
Bundestagsabgeordneten mit der Bitte ge­
wandt. für eine besondere Rubrik des 
Helferbriefes zu den Problemen des Zi­
vilschutzes Stellung zu nehmen. 
Die Landesstelle beabsichtigte damit ih ­
ren ehrenamtlichen Helfern zu zeigen, wie 
sehr sich unsere Parlamentarier im Bun­
destag um den Schutz für die Bevölkerung 
bemühen, darüber hinaus wollte sie ihnen 
moralische Unterstützung und für die Aut­
klärungsarbeit, Argumente an die Hand 
geben. 
Außerdem sollte diese Aktion für die Ar­
beit des Bundesluftschutzverbandes und 
die Aufgaben des Selbstschutzes werben. 
Aus der Füne der Zuschriften und Artikel 
seien einige wenige zitiert. So heißt es 
unter anderem: 
.. Im Bundestag und in der Bundesgesetz­
gebung wird dem Gebiet der sogenannten 
oassiven Verteidigung seit Jahren große 
Bedeutung beigemessen." Oder: 
"Die Entwicklung nuk learer Waffen und 
deren Verbreitung gebieten. daß de r 
Selbstsmutz mit dem entsprechenden Ver­
antwortun~sbewußtsein unter Ausschöp­
fung aller Erkenntnisse aktiviert und aus­
gebaut wird." Weiter: 
.. Es eilt. den Frauen und Männern, die 
seit Jahren unbeirrt im Bundesluftschutz­
verband ihre Aurgabe sehen, zu danken." 
Und: 
"Die Tatsache. daß es Männer und Frauen 
gibt. die auf dem Sektor des Selbstsmut­
zes keine leimte Last auf sich nehmen, 
kann nicht hoch genug gewürdigt wer­
den." 
Die Landesstelle glaubt mit diesem. vo n 
der BundeshauPtsteIle gutt;!:eheißenen. 
erstmali,lZen Versuch. den Helfern und 
Dienststellen besonders wertvolle und 
treffende Diskussionsgrundlagen ver­
~chafft. ihnen den Rücken gestärkt und 
für die Arbeit des BLSV nachhaltig ge­
worben zu haben. 

RHEINLAND-PFALZ 

OrtenUidlkeitsa rbe lt in d er Still e 
Es klingt wie ein Widerspruch in sich 
selbst und doch ist es als Zielsetzung 
durchaus zu realisieren. 
In den letzten Jahren hat auch. In Rheln­
land-Pfalz die Aufklärungsarbeit des 
BLSV weithin sichtbare Formen angenom­
men und ihre Grundlagen gefestigt. Von 
Mainz ging die erste Aktion für Selbst­
sd'lutzwocl1en in der Bundesrepublik aus. 
Die Ortsstelle Ludwigshafen entwickelte 
einen besonderen Typ von Selbstschutz­
tagen und He1!erabenden. die dem Milieu 
und der Eigenart der dicht beieinander 
wohnenden Industriebevölkerung entspra­
chen. 
Trier und Kaiserslautern, wie die Dienst­
stellen in der Pfalz überhaupt, trugen den 
Selbstschutzgedanken - vor allem in en­
gerem Zusammenwirken mit der örtlichen 
bzw. regionalen Presse - nicht zuletzt 
durch. eine intensive Ausstellungspraxis, 
in breite Bevölkerungskreise. 

Nach dem großen Helfertag In Hamburg, 
der im Wettstreit der Se-Züge RheinIand­
P l a lz den ersten Preis einbrachte, ist für 
die Aufklärung und Werbung die nach­
fo lgende Zeit ein Jahr der äußeren Stille 
geworden, getreu dem Grundsa tz: nNicht 
nu r gewinnen und werben, sondern auch 
erhalten und festigen !" Das Wort "Kon­
taktpflege" wurde seitdem groß geschr ie­
ben. Sie beginnt aul de r unteren Ebene 
im Orts- und Kreisbereich mit dem Be­
such, der Einladung und Orientierung der 
örtlichen bzw. regionalen Presse. Sie läßt 
regelmäßig Dienststellen leiter und Mitar­
beiter an den Tagu ngen und Lehrgän gen 
der staatsbürgerlichen Bildungss tell en teil­
nehmen und aktiv an deren Arbeitsge­
meinschaften mitwirken. Sie verstärkt sy­
stematisch die Verbindung zu den Lands­
mannschaften und Flüchtlingsverbänden, 
zu den Gewerkschaften. der Bundeswehr. 
dem Jugendring und dem R ing poli tischer 
J ugend. 
Der BLSV ist mit im Verteiler der Nach­
richten und Einladungen zu Vort rags­
abenden und Feierstunden auf Landes­
ebene; und bei der Teilnahme ergibt sich 
das persönliche Gesprädl, der Austausch 
der Sorgen - nicht zuletzt die Vereinba­
rung zu festen Vortragsterminen. Gute 
Nachbarschaft kann hier auch über das 
Hauptsacl1gebiet VII (Mitarbeit der Frau 
Im BLSV und SelbstSchutz) in den Orga­
nisationen der Frauen gehalten werden. 
Mit Kreisen der Jugend verdichten sich 
die Kontakte auf Grund der Begegnun gen 
auf Wochenend tagungen und Jugendsemi­
naren, bei denen der H auptsachgebiets­
leiter für OtTentlichkeitsarbeit auch im 
Auftrag der Arbeitsgemeinschaft demo­
kratischer Kreise sowie der Zentrale für 
politische Bildung referiert; desgleidlen 
in den Standorten der Truppen In Rhein­
land-Pfalz, wo neben den Au fgaben der 
NATO u nd territorialen Verteidigung der 
Schutz der Zivilbevölkerung eingehend 
zur Sprache kommen kann. Stetigkeit ge­
hört zu dieser Kontaktp!lege, die bei­
spielsweise in Trier zu zwanglosen und 
erfolgreichen Ausspracheabenden mit in­
teressierten Bürgerinnen und Bürgern in 
einzelnen Stadtgebieten geführt hat und 
in Ludwigshafen den Zusammenhan g mit 
der Jugend in den Se-Zügen bei ersten 
Helferabenden in den Teilabschnitten ver­
stärkte. Hier entwickelt sich - fern aller 
Bürokratie - eine Atmosphäre, die Ver­
trauen, Verantwortung und Verpflichtung 
in echten Einklang bringt und unter Be­
weis stellt. daß die Einsatz- u nd Füh­
rungskräfte eines Bu ndesve rbandes für 
den Selbstschutz seine Wegbereiter gera­
de auch auf der unteren Ebene und in 
vorderster Front bilden. Dr. Fleischer 

IIAMBURG 

Fünf H elferinnen wurden Aufklltungs­
spredler 
Die Landesstelle führte vom 20. bis 23. 
April in der Landesschule Hamburg einen 
Sonderlehrgang "Vortragsgestaltung I" 
durch. an dem fünf F rauen teilnahmen . 
Obgleich die Teilnehmerinnen fast a ll e der 
Auffassung waren, sie könnten nicht re­
den, mußten sie am Schluß des Lehrgangs 
feststellen, daß doch viel durch fachHche 
Anleitung und Schulung zu erreichen ist. 
Die im allgemeinen vorhanden Hemmun­
gen bei freiem Auftreten vor einem Zu­
hörerkreis wurden nach u nd nach abge­
baut, die Teilnehmerinnen spürten nach 
drei Tagen, daß sie beim Sprechen frei 
von Lampenrieber waren. 
Am 23. April kam dann die Prüfung. Die 
Teilnehmerinnen erfüllten ihre Aufgaben 
mit Geschick und schlossen im allgemei­
nen mit einem guten Ergebnis ab. Die 
Prüfung als Aufklärungsspred1er bestan­
den: Frau H anna Barteis, Nord, Frau 
Christa Piske. Wandsbek, Frau Hildeg. 
Grospiz, Wandsbek. Frau Erika Wintzer. 
Nord, Frau Wilma Moldt, Mitte. H . W. 



Vor 
30 Sekunden 
Feueralarm 

Nicht jeder Motor springt schnell an. 
Luftgekühlte Deutz - Dieselmotoren 
springen beim Anlassen sofort an. Da 
ist kein Warmlaufen nötig. Da werden 
wertvolle Sekunden eingespart , die für 
den erfolgreichen Einsatz entschei­
dend sein können. 
Seit 100 Jahren baut Magirus Feuer­
wehrgeräte. Diese Erfahrung wissen 
fortschrittliche Feuerwehren auf der 
ganzen Welt zu nutzen. 

Informieren Sie sich unverbindlich über 
das umfassende Magirus- Feuerwehr­
programm. Wir schicken Ihnen gerne 
Prospekte und genaue Unterlagen. 
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